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In ihren Beiträgen für den 12. Kinder- und
Jugendbericht der Bundesregierung treten
die Mitglieder der Sachverständigenkom-
mission unter Vorsitz von Prof. Dr. Thomas
Rauschenbach ein für ein integriertes Ge-
samtsystem von Bildung, Betreuung und
Erziehung. Kernaussagen und -forderun-
gen lauten:
– „Bildung von Anfang an!“
– „Bildung ist mehr als Schule!“
– „Keine Institution schafft Bildung allein!“

Betrachtet man die aktuellen bildungspo-
litischen Schwerpunktsetzungen in NRW,
wie sie in dem geplanten Ausbau von Ganz-
tagsschulen im Primar- und Sekundarbe-
reich zum Ausdruck kommen, so findet
man Empfehlungen des 12. Kinder- und
Jugendberichtes aufgegriffen wie „eine grö-
ßere Selbstständigkeit der Einzelschule“, die
„individuelle Förderung von Kindern und
Jugendlichen in der Schule verstärken“ oder
„mehr vernetzte Angebote für Kinder und
Eltern“ (z.B. „Eltern-Kind-Zentren“).

Gleichwohl gibt der Verantwortungszu-
wachs, den Schule zu erfahren scheint, aus
Sicht der Jugendhilfe zu denken – fehlen
doch Hinweise zu ebenso wichtigen Leitge-
danken wie der „Kooperation auf Augenhö-
he“ und dem im Jugendfördergesetz veran-
kerten Zusammenspiel verschiedener
Bildungsorte und Lernwelten, sozialräum-
lich ausgestaltet und von den Trägern der
öffentlichen Jugendhilfe mit verantwortet.
Auch der Haushaltsentwurf für 2006 – schu-
lische Bildung wird mit zusätzlichen Mitteln
gefördert, in der Kinder- und Jugendhilfe
soll gespart werden – vermittelt nicht das
Bild gleichwertiger Bildungspartner.

Zu hoffen bleibt, dass die laufenden Kon-
sultationen zwischen den Ministerien und
mit den Verbänden diese Bedenken aufhe-
ben werden.

Mit Blick auf das begonnene Neue Jahr
wünsche ich allen Leserinnen und Lesern
alles Gute und viel Erfolg.
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Einleitung: Bildung, Betreuung und
Erziehung vor und neben der Schule

  Bildung und Lernen finden überall
statt. Kinder und Jugendliche wach-
sen in einer Welt auf, die sich rasch
wandelt. Die Heranwachsenden be-
nötigen nicht nur Schulbildung, sie
brauchen eine umfassende Bildung
mit vielfältigen Kompetenzen.

Das Ziel von Bildung ist, ein sinn-
volles Leben aufzubauen und die Exis-
tenz zu sichern.

Bildung heißt grundsätzlich: steti-
ge Veränderung der Person, und dies
im Hinblick auf Wissen, Können,
Verhalten.

Betreuung versteht sich als Sorge,
Hilfe, Unterstützung („care“).  Erzie-
hung entwickelt aufgrund von Wer-
ten und Orientierungsmustern die
Fähigkeit, selbstständig entscheiden
und handeln zu können.

Bildung, Betreuung
und Erziehung vor und

neben der Schule
Ergebnisse und Empfehlungen des

12. Kinder- und Jugendberichtes der
Bundesregierung

Entsprechend dem gesetzlichen Auftrag (§ 84 SGB VIII) muss die Bundesregierung
in jeder Legislaturperiode dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat einen
Bericht über die Lage junger Menschen sowie über die Bestrebungen und Leistungen
der Jugendhilfe vorlegen. Unter dem Titel „Bildung, Betreuung und Erziehung vor und
neben der Schule“ widmet sich der am 25.08.2005 veröffentlichte 12. Kinder- und
Jugendbricht der Frage nach den Bildungs- und Lernprozessen von Kindern und
Jugendlichen in unterschiedlichen sozialen und institutionellen Settings, ihren Wir-
kungen sowie den Möglichkeiten ihrer Unterstützung und Förderung. Dabei hat es
sich die Sachverständigenkommission, die den Bericht erstellt hat (siehe Seite 9), auch
zur Aufgabe gemacht, Empfehlungen für ein integriertes Gesamtsystem von Bildung,
Betreuung und Erziehung zu entwickeln.

Hier dokumentiert sind eine Zusammenfassung des Berichtes sowie Empfehlungen
der Sachverständigenkommission. (alma)

12. Kinder- und Jugendbericht:
Zusammenfassung
Zusammengestellt von Dr. Jürgen Barthelmes
Arbeitsgruppe  12. Kinder- und Jugendbericht

Wo wird Bildung erworben? In der
Familie, in der Nachbarschaft, im
Kindergarten, in der Schule, in der
Jugendhilfe, in den Gleichaltrigen-
Gruppen, in der Freizeit, in den Me-
dien – überall da, wo etwas gelernt
oder erfahren wird.

Die Welten der Bildung und des
Lernens haben sich erweitert: Schule
ist nicht mehr allein für Bildung zu-
ständig, Familie nicht mehr allein
für Betreuung und Erziehung.

Was brauchen Kinder? Kinder brau-
chen „Bildung von Anfang an“. Die
Bedeutung der Bildung ist für die
Kindertagesbetreuung bislang unter-
schätzt worden.

„Bildung ist mehr als Schule.“ – Bil-
dung ist nicht an feste Orte gebun-
den. Lernen und Bildung können
praktisch überall stattfinden, ins-
besondere vor und neben der
Schule.
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„Schule ist mehr als Bildung“. –
Schule muss mehr an Betreuung und
Erziehung leisten. Kindergärten und
Krippen müssen sich stärker um Bil-
dung kümmern.

Die veränderten Bedingungen des
Aufwachsens von Kindern und
Jugendlichen verlangen kein Nach-
einander, sondern ein gleichzeitiges
Nebeneinander von Bildung, Betreu-
ung und Erziehung. Nur so werden
Heranwachsende befähigt, vielfälti-
ge und notwendige Aufgaben gleich-
zeitig zu bewältigen.

Bildung kann von einer Institution
allein nicht vermittelt werden. Bil-
dung kann nur gemeinsam von allen
Institutionen sowie Anbietern einge-
löst werden:
– Familie und Kindertagesbetreuung,
– Schule und Jugendhilfe,
– Schule und außerschulische Anbie-

ter (wie Nachhilfe, Sprachkurse, Mu-
sikschulen).
Die Lebensform Familie hat an Bo-

den verloren:
– Die Geburtenzahlen gehen zurück;
– Familie ist für junge Menschen nicht

mehr selbstverständlich;
– das Zusammenspiel von Beruf und

Familie ist nicht uneingeschränkt
machbar;

– Eltern fühlen sich allein gelassen, es
fehlen Betreuungsmöglichkeiten.
In Erziehungsfragen herrscht trotz

unzähliger Ratgeber und Super-Nan-
nys Verunsicherung. Das Modell der
herkömmlich organisierten Familie
(Mutter sorgt im Haushalt, Vater ist
berufstätig und Alleinernährer) ist
brüchig geworden, und damit ebenso
das Konzept der Halbtagsschule, die
Kinder nachmittags in elternlose
Wohnungen entlässt.

Um die deutsche Schule steht es
nicht besonders gut. Die Zahl derer,
die die Schule erfolgreich absolvieren
ist zu gering. Die Schulleistung ist
immer noch abhängig von der sozia-
len Herkunft.

Ist die Ganztagsschule nicht die
beste Antwort auf die Halbtagsschule
mit ihren Defiziten? Stellt die Ganz-
tagsschule nicht auch die stillschwei-
gende Annahme in Frage, dass Fami-
lie zeitlich belastbar, umfassend
verlässlich und alltagskompetent sei?

Es wurde schon viel getan:
– der Kindergartenrechtsanspruch,
– das Tagesbetreuungsausbaugesetz

(TAG),
– das Ganztagsschulprogramm.

Dies alles stellt für die Heranwach-
senden bis zum 14. Lebensjahr ein
durchgehendes Angebot an Bildung,
Betreuung und Erziehung bereit.
Dennoch hat Deutschland Nachhol-
bedarf in Sachen Bildung, Betreu-
ung und Erziehung.

Der Zwölfte Kinder- und Jugend-
bericht hat dazu eine Vielzahl an
Empfehlungen formuliert.

Kapitel 1: Rahmenbedingungen des
Aufwachsens

 „Nicht alle Kinder und Jugend-
lichen haben gleiche Zugänge“

Familie, Gesellschaft und Alltags-
leben haben sich verändert:
– In der Familie von heute wachsen

mehr Kinder ohne Geschwister auf
als früher.

– Mehr Kinder leben mit nur einem
Elternteil zusammen.

– Veränderte Arbeitsverhältnisse ver-
ringern die gemeinsamen Famili-
enzeiten.

– Eine Fülle von Angeboten in der
Freizeit (Vereine, Verbände, Kin-
der- und Jugendhilfe, Jugendkul-
turen, gewerbliche Anbieter) tren-
nen zunehmend die gemeinsamen
Lebenswelten von Kindern und Er-
wachsenen in und um Familie.

– Die Gesellschaft im Ganzen ist eine
Gesellschaft der Dienstleitung und
des Wissens geworden.
Die Medien haben einen zentralen

Stellenwert im Alltagsleben der Kin-
der und Jugendlichen eingenommen,
insbesondere auch für die Aneignung
und Erfahrung von Welt. Mannig-
faltige Bildungsangebote dringen in
die Freizeitwelt der Heranwachsen-
den ein (Internet, Erlebnisparks,
„Kinder-Unis“). Die Grenzen alters-
spezifischer Erfahrungen haben sich
verwischt. Kinder und Jugendliche
werden durch Schülerjobs mit dem
Arbeitsmarkt vertraut. Kindern und
Jugendlichen stehen heute vielfälti-
ge Optionen offen. Die Gelegenhei-
ten vielfältigen Lernens haben stark
zugenommen, aber auch die Not-
wendigkeit, entsprechende Kompe-
tenzen zu erwerben.

In einer Welt, die durch Globalisie-
rung und Internationalisierung ge-
prägt ist, kann nicht mehr nur eine
Institution die Vielfalt von Wissen
und Können vermitteln. Einen sol-
chen Anspruch lösen Familie und
Schule nicht mehr ein.

Nicht alle Kinder und Jugendlichen
verfügen über die gleichen Zugänge
und Möglichkeiten für Bildung. Nicht
alle haben die gleichen Chancen, ihr
Leben und ihre Zukunft auf Erfolg
hin zu planen und umzusetzen. Teil-
nahme und Teilhabe an Bildung und
Lernen unterscheiden sich, denn so-
ziale und ethnische Herkunft sowie
Geschlecht und Region entscheiden
nach wie vor über schulisches Weiter-
kommen und Bildungskarrieren.

Bildung, Betreuung und Erziehung
haben insgesamt gesellschaftliche und
arbeitsmarktpolitische Bedeutung
erlangt:
– Jeder 12. Arbeitsplatz in Deutsch-

land bzw. jeder 8. Arbeitsplatz von
Frauen ist durch einen Sozial- und
Erziehungsberuf besetzt.

– Die Ausgaben für Kindertagesein-
richtungen und Jugendarbeit be-
tragen mittlerweile jährlich etwa 11
Mrd. Euro. Dies erscheint viel, ist
aber gerade ein Viertel der öffentli-
chen Bildungsausgaben für das all-
gemein bildende Schulwesen in
Deutschland (2001: insgesamt 46,4
Mrd. Euro). Eine Schülerin/ein Schü-
ler kostet im Jahr ca. 4.800 Euro.

Kapitel 2: Bildung – ein
konzeptioneller Rahmen

  „Bildung kann immer und überall
stattfinden, aber nicht alles ist
Bildung“

Was ist Bildung? Bildung ist ein
Prozess, bei dem eine Person sich mit
ihrer Umwelt sowie mit sich selbst
auseinandersetzt. Bildung befähigt die
Menschen, sich Wissen und Können
anzueignen. Bildung ermuntert auch,
sich Zumutungen und Ansprüchen
der Gesellschaft zu stellen und zu
widersetzen, die individueller Entfal-
tung entgegenstehen. Bildung sichert
den Fortbestand der Gesellschaft,
entwickelt das kulturelle Erbe weiter,
gewährleistet die gesellschaftliche
Ordnung, stellt soziale Integration
her und bietet (Lebens-)Sinn. Bildung
ist (demnach) mehr als Schule.

Bildung als Aneignung von Welt
bezieht sich auf vier Bereiche:
– die kulturelle Welt („kulturelles

Erbe“, kulturelle Produktion),
– die materiell-dingliche Welt (äuße-

re Welt der Natur und gesellschaft-
liche Produktion),

– die soziale Welt (soziale Ordnung
der Gesellschaft),
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SCHWERPUNKT– die subjektive Welt (eigene Person,
„Innenwelt“, „Körperwelten“).
Mit diesen Weltbezügen ist der je-

weilige Erwerb von kulturellen, in-
strumentellen, sozialen und perso-
nalen Kompetenzen verbunden.

Bildungsorte und Lernwelten. –
Kinder und Jugendliche nutzen im
Alltag eine Menge an Orten, um zu
lernen oder für Bildung wichtige Er-
fahrungen zu machen. Bildung fin-
det an Bildungsorten und in Lern-
welten statt.

Nicht alles ist jedoch Bildung, und
nicht jeder Ort ist ein Bildungsort.

Bildungsorte (Schule, Kinder- und
Jugendhilfe, Kitas, Jugendarbeit):
– haben einen ausdrücklichen Bil-

dungsauftrag,
– sind lokalisierbar,
– bieten zu bestimmten Zeiten Ange-

bote an.
Lernwelten:

– haben keinen Bildungsauftrag,
– sind zufällig zustande gekommen,
– zeit-räumlich nicht eingegrenzt,
– an keinen geografischen Ort

gebunden,
– weniger organisiert bzw. standardi-

siert,
– lassen Bildungsprozesse eher

nebenher entstehen.
Familien, Gleichaltrigen-Gruppen,

Medienwelten, kommerzielle Freizeit-
angebote, Auslandsreisen, Schülerjobs
haben den Charakter von Lernwel-
ten. Die Schule als Bildungsort ent-
hält auch Lernwelten, beispielsweise
die Gleichaltrigen-Gruppen.

Bildungsprozesse können mehr oder
weniger formalisiert sein, aber auch
informell. Merkmale des Formalen:
Unterricht, Regeln, Pläne, Kontrolle,
Prüfung, Zertifizierung, Lernfort-
schritt. – Schulunterricht, bezahlte
Nachhilfe, ein Theaterprojekt in der
Jugendkunstschule stehen für for-
male Bildungsprozesse.

Merkmale informeller Bildungspro-
zesse: eher zufällig, beiläufig, passie-
ren nebenher, vermitteln vor allem
soziale und personale Kompetenzen.
– Die Aktivitäten in der Clique oder
im Jugendzentrum, Gespräche im Fa-
milienalltag, die Schulfreundschaf-
ten oder der Museumsbesuch mit Fa-
milie, der Umgang mit Medien, das
Training im Fitnessstudio oder die
Mitmachgruppe im Kinderkino ent-
halten informelle Bildungsprozesse.

Mit zunehmendem Alter erweitern
sich die Zugänge zu Bildung und
Lernen. Gehen - Sprechen - Lesen: das
sind die drei wichtigen Schritte, da-
mit Kinder immer mehr Möglichkei-
ten der Bildung wahrnehmen und
selbstständig nutzen können.

Bildungsprozesse gelingen oder ge-
lingen nicht. Die Bildungsbiografie
von Kindern und Jugendlichen hängt
stark von den sozialen Bedingungen
ab. Dabei spielen ungleiche Zugangs-
chancen zu Bildungsorten und Lern-
welten eine Rolle – vorgängig erfolgte
Bildungsprozesse verstärken sich. Kin-
der und Jugendliche kommen nur
schwer aus einer Schleife misslingen-
der Bildungsbiografie heraus.

Bildung ist ein Dienstleistungspro-
dukt und wird vom Staat sowie von
den freien Trägern und privaten An-
bietern hergestellt.

Bildung ist ein Konsumgut, das
von Heranwachsenden in die Zu-
kunft investiert wird. Bei knappen
Ressourcen wird/muss Bildung
möglichst sparsam produziert wer-
den.

Kapitel 3: Die ersten Jahre –
 Bildung vor der Schule

„Bildung von Anfang an: Bindung,
Beziehung und Bildung gehören
zusammen“

Entwicklung und Bildung sind eng
miteinander verbunden. Entwicklung
entstammt dem Zusammenspiel ge-
netischer Ausstattung und sozialer
Erfahrung. Was stellen Eltern oder
andere Bezugspersonen den Kindern
bereit? Welche Zugänge eröffnen sie
ihnen bzw. können sie ihnen auf-
grund der ökonomischen Verhält-
nisse eröffnen? Wohin schicken sie
die Kinder, wohin begleiten sie diese
(in den Sportverein, ins Schwimm-
bad, ins Kino, ins Museum, in die
Bücherei, ins Konzert, auf Reisen …)?
Was lesen sie ihnen vor? Auf was
machen sie die Kinder insgesamt auf-
merksam und neugierig? Sehen sie
mit ihnen gemeinsam fern?

Bildung wächst durch Bindung. –
Das Kleinkind braucht verlässliche
Beziehungen zu beschützenden Be-
zugspersonen. Jedes Kind bringt aber
auch immer seine individuellen Be-
sonderheiten ein (u.a. Temperament,
Verhaltensstile), entwickelt seine Vor-
lieben und drückt diese aus. Neben
Bindung ist die Selbstregulation un-
abdingbar.

Bildung setzt früh an. – Bildung
wächst durch vielfältige Anregungen.
Ab dem 2. Lebensjahr, spätestens je-
doch ab dem 3. Lebensjahr, brau-
chen Kinder außerhalb der Familie
Gelegenheiten zur Bildung. Die Anre-
gungen von außen erweitern dann
den Bildungshorizont der Kinder
beträchtlich, ergänzen die bisheri-
gen Erfahrungen in der Familie.

Der Bildungshintergrund der
Eltern und die Lebensbedingungen
der Familie entscheiden letztendlich,
welche Chancen, Zugänge und
Gelegenheiten für Bildung Kinder
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insgesamt haben. Eltern und andere
Bezugspersonen können jedoch nur
das weitergeben und nur dazu anre-
gen, was sie selbst wissen, kennen
und können.

Die Familie als Basislager. – Die
Familie legt bei den Kindern die Be-
reitschaft und Fähigkeit zu lebens-
langem Lernen an. Sie ist selbst ein
(Bildungs-)Ort mannigfaltiger Lern-
welten (Bildungswelt).

Stabile Beziehungen zu den Bezugs-
personen sowie eine anregungsreiche
Umwelt sind notwendige Vorausset-
zungen für gelingende Bildungspro-
zesse der Kinder. Eltern und Gesell-
schaft haben für die Bildung der
Kinder eine gemeinsame Verantwor-
tung. Die Qualität der Bildungswelt
Familie und die Qualität der Bildungs-
orte, Tagespflege (z.B. Tagesmütter)
sowie Kindertageseinrichtungen müs-
sen stetig verbessert, bildungsrelevante
Erfahrungsräume und Lernwelten
immer wieder von neuem zur Verfü-
gung gestellt werden.

Kindheit ist keine Vorbereitungs-
zeit für Schule. – Kindheit ist vor
allem eine Zeit vielfältiger Möglich-
keiten an Bildung. Die Entwicklungs-
und Bildungsprozesse verlaufen bei
Kindern jeweils unterschiedlich. Chan-
cengleichheit verlangt die individu-
elle Förderung der Kinder. Dies ist die
Aufgabe von Einrichtungen der Kin-
derbetreuung. Sie müssen größtmög-
liche Qualität bieten. Die Ausbildung
des pädagogischen Personals ist so-
mit zu verbessern. Erzieherinnen und
Erzieher brauchen entsprechende
Möglichkeiten, sich ständig weiter-
bilden zu können, um Kinder opti-
mal zu fördern sowie auf Verzögerun-
gen und Störungen bei Kindern
rechtzeitig und effektiv eingehen zu
können.

Kapitel 4: Bildungsprozesse im
Schulalter

„Das Kind wird Schülerin oder
Schüler – doch Bildung ist mehr
als Schule“

Die Schule kommt in das Leben der
Kinder (mit 6 Jahren). Der Status und
die Rolle des Kindes verändern sich:
„Schülerin“, „Schüler“. Der Alltag in
der Familie muss neu organisiert wer-
den. Schule wird zum zentralen Bil-
dungsort für die Heranwachsenden.
Schule ist Pflichtveranstaltung und
verlangt Teilnahme. Schule wird zu

einem wichtigen Treff-
punkt der Gleichaltri-
gen-Gruppen und zu
einem Ort der Freund-
schaftsbeziehungen.

Die grundlegende
Aufgabe der Schule:
– Vermittlung syste-

matischen Wissens,
– Vermittlung grund-

legender Kompeten-
zen in den Berei-
chen der mathe-
m a t i s c h - n a t u r -
wissenschaftlichen,
sprachlichen, histo-
risch-politischen
sowie ästhetisch-expressiven Bil-
dung,

– Vermittlung einer Minimalbildung
bzw. Grundbildung.
Die Defizite der Schule:

– Mangel an moralischer Orientie-
rung, sozialem und politischem
Wissen,

– Mangel an personaler, ästhetischer
und religiöser Bildung,

– unterschiedliche Vermittlung eines
Bildungsminimum bzw. einer
Grundbildung,

– zu frühe Aussortierung von Schü-
lerinnen und Schülern (dadurch
ergeben sich hohe und pädago-
gisch wenig sinnvolle Quoten von
Sitzenbleibern).
Schulschwierigkeiten haben ins-

besondere:
– Kinder aus bildungsfernen Famili-

en,
– Kinder aus Familien mit Migrati-

onshintergrund,
– Kinder aus Familien, die von Ar-

mut betroffen sind.
Schule ist in Deutschland föderal

geprägt, und in der Regel eine
Halbtagsschule. Eine Bildungsland-
schaft ohne föderalistische Struktur
sowie mit einer Mehrzahl und Viel-
falt an Ganztagsschulen würde für
die Heranwachsenden dieser Repub-
lik andere Voraussetzungen für Bil-
dungsprozesse schaffen.

Die Zunahme der Bildungsorte und
Lernwelten. – Mit zunehmendem Alter
machen die Heranwachsenden mehr
Gebrauch von Bildungsorten und
Lernwelten. Die Bildung neben der
Schule gewinnt bei Kindern und Ju-
gendlichen an Boden. Dieser außer-
schulische Bereich wurde in der bil-
dungspolitischen Diskussion sowie in
der Forschung bisher vernachlässigt,

der Fokus richtete sich auf die schuli-
sche Bildung.

Schule ist vor allem pädagogisch
simulierte Erfahrung. – Schule öffnet
sich immer noch zu wenig gegenüber
den Lebenswelten von Kindern und
Jugendlichen. Die Alltagswelt der
Heranwachsenden, die Medienwel-
ten sowie die Arbeitswelt bleiben
draußen vor der Tür.

Schule vermittelt den Kindern und
Jugendlichen relativ wenig an Ernst-
haftigkeit sowie an Lebenserfahrun-
gen. Knapp die Hälfte der Schüler-
innen und Schüler nehmen deshalb
Gelegenheiten des Lernens an außer-
schulischen Bildungsorten wahr:

Nachhilfe, Sprachkurse oder Mu-
sikschulen ergänzen die schulischen
Leistungen bzw. gleichen sie aus („Ne-
benschulen“).

Die Bildungsangebote der Jugend-
arbeit sowie von Vereinen, Verbän-
den und kulturellen Einrichtungen
fördern soziale und personale Kom-
petenzen.

Ein Drittel der 15-Jährigen übt re-
gelmäßig Schülerjobs aus. Die Jugend-
lichen möchten Ernsthaftigkeit erle-
ben, Erfahrungen im Umgang mit
Verantwortung und Geld sammeln.

In den Gleichaltrigen-Gruppen
schicken die Heranwachsenden ihre
Persönlichkeit in die Arena der Ausei-
nandersetzung. Sprache, Kommuni-
kation und Gefühle werden hier ge-
testet und weiterentwickelt.

Im Umgang mit den Medien-Wel-
ten erwerben Kinder und Jugendli-
che vor allem technisches Know-how,
kulturelles Wissen sowie Orientierung
für das eigene Leben und die eigene
Persönlichkeit.

Die Familie (als „Türöffner“) bleibt
nach wie vor das Basislager für die
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Bildung. Familie und Gleichaltrigen-
Gruppen sind Resonanzboden für
die gemachten Erfahrungen an Bil-
dung.

Der Mangel an schulischer Bildung
bewirkt mangelhafte Zugänge zu au-
ßerschulischen Bildungsangeboten.
Schülerinnen und Schüler mit Schul-
schwierigkeiten nehmen auch die
außerschulischen Bildungsangebote
weit weniger wahr, als diejenigen, die
mit Schule verhältnismäßig klar kom-
men.

Kapitel 5: Bildungsangebote und
Bildungsleistungen im frühen
Kindesalter

„Schon ab zwei in den Kindergarten
– Kinder brauchen nicht nur
Windeln“

Bindung und Anregung entschei-
den über Bildung. – Die Familie ist für
die Kinder die erste Bildungswelt, fer-
ner ist sie meist von Dauer. Armut,
mangelnde Kommunikation und Iso-
lation schmälern jedoch die Mög-
lichkeit und Qualität von Bildung.
Vorhandene Netzwerke und Systeme
der Unterstützung können aber selbst
in Familien mit schwierigen Lebens-
lagen die Voraussetzungen für Bil-
dung verbessern.

Spielerische Aneignung der Welt
durch Bildung. – Ab dem 2. Lebens-
jahr haben Kinder ein starkes Bedürf-
nis nach Kontakt zu Gleichaltrigen,
und nach Erfahrungen außerhalb
der Familie. Kinder sind nicht nur in
der Familie gut aufgehoben. Kinder
sollen bereits im Alter von 2 Jahren
den Kindergarten besuchen, in dem
fünf Stunden für Bildung, Betreuung
und Erziehung zur Verfügung ste-

hen, aber nicht im Sinne von Ver-
schulung.

Die Eltern fördern die Bildung ihrer
Kinder, wenn sie Zugänge zu vielfäl-
tigen Lernwelten außerhalb der Fa-
milie schaffen. Ferner regen betreu-
ende Personen (wie Eltern, Großeltern,
Geschwister, Nachbarn, bezahlte Hel-
fer) grundsätzlich Prozesse der Bil-
dung von Kindern an.

Leistungen der Familien, Leistun-
gen für die Familien. – Familien heu-
te brauchen umfassende Unterstüt-

zung, um sich auf
das „Abenteuer
Kind“ einzulas-
sen. Neben Leis-
tungen der Fami-
lien sind auch
Leistungen für die
Familien notwen-
dig, um Beteili-
gung an und Er-
folge von Bildung
zu gewährleisten.
Eine solche Unter-
stützung umfasst
monetäre Leistun-
gen (Erziehungs-
geld u.a.), Ange-
bote der Eltern-
und Familienbil-

dung. Dabei ist die Erziehungskom-
petenz und Selbsthilfe zu stärken so-
wie die soziale Isolation von Familien
aufzuheben. Demnach ist die Aus-
weitung des Angebots der Familien-
bildung sowie eine engere Verknüp-
fung zwischen Familienbildung,
Kindertageseinrichtungen und Eigen-
initiativen von Eltern anzustreben.

Tageseinrichtungen für Kinder und
Kindertagespflege (z.B. Tagesmütter)
sind die beiden Orte, an denen Bil-
dung, Betreuung und Erziehung au-
ßerhalb der Familie in öffentlicher
Verantwortung stattfinden. Der
Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
tenplatz ist in seiner einfachen Form
als Halbtagsplatz in allen Bundeslän-
dern umgesetzt. Für die Drei- bis Sechs-
jährigen fehlen jedoch nach wie vor
(regional unterschiedlich) ganztägi-
ge Angebote.

Bis 2008 sollen in diesen Rechtsan-
spruch alle Zweijährigen einbezogen
werden. Dafür sind auf einem hohen
Niveau der Versorgung zusätzlich 2,7
Milliarden Euro pro Jahr notwendig.
Von 2010 soll der Rechtsanspruch
bereits ab Geburt eines Kindes gelten.
Ferner soll die Einschulung früher

stattfinden und das Alter der Schul-
anfänger auf 6,0 Jahre gesenkt wer-
den. Das Lernpotenzial von Kindern
wurde bislang unterschätzt.

Die Zugangschancen zu einer insti-
tutionellen Bildung, Betreuung und
Erziehung von Kindern im vorschuli-
schen Alter sind unterschiedlich: Re-
gion, Alter der Kinder, Familiensitua-
tion (erwerbstätig, allein erziehend),
Bildung der Eltern sowie Erfahrung
der Migration wirken sich entschei-
dend auf die Teilnahme und den
Besuch von Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung aus.

Forderungen/Empfehlungen. – Die
positiven Effekte der frühen Förde-
rung und eingeleiteten Prozesse der
Bildung sollen Früchte tragen:
– Die pädagogische Qualität in Ta-

gespflege und Tageseinrichtungen
muss auf allen Ebenen verbessert
werden.

– Die Ausbildung von Erzieherinnen
und Erziehern muss sich ändern.

– Das Leitungspersonal von Kinder-
gärten soll auf Hochschulniveau
ausgebildet werden.

– Das Lehrpersonal an Schulen soll
stärker auf Betreuung und Erzie-
hung vorbereitet werden.

– Die Übergänge zwischen den Bil-
dungsorten und Lernwelten haben
die Erwachsenen aufmerksam zu
begleiten.

Kapitel 6: Bildungsangebote im
Schulalter

„Die Guten in der Schule sind die
Aktiven in der Freizeit“

Mit zunehmendem Schulalter er-
öffnen sich für Kinder und Jugendli-
che eine Vielzahl und Vielfalt an
Bildungsorten und Lernwelten. Nicht
alle Kinder und Jugendlichen nutzen
diese Chancen gleichermaßen bzw.
können sie nutzen.

Schule als formaler Bildungsort
vermittelt Bildung für alle Kinder und
Jugendlichen. Das Prinzip der Chan-
cengleichheit ist aber noch längst
nicht verwirklicht. Benachteiligte
Herkunft lässt oft auf eine geschmä-
lerte Bildungslaufbahn schließen.

Der Hort stellt ein erweitertes Bil-
dungsangebot bereit. Er kompensiert
schulische Defizite, er begünstigt das
soziale Lernen, er fördert die Eigenak-
tivitäten der Kinder.

SCHWERPUNKT
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Die schulbezogene Jugendsozialar-
beit stellt kompensatorische Leistun-
gen für schulpflichtige Kinder und
Jugendliche zur Verfügung, bietet
Unterstützung bei Lern- und Schul-
schwierigkeiten, stärkt den erfolgrei-
chen Übergang von Schule in Ausbil-
dung und Arbeit.

Die Jugendarbeit hat eine gesetz-
lich verankerte Bildungsaufgabe. Sie
geht auf die Lebenswelt der Kinder
und Jugendlichen ein, bezieht sich
auf den Sozialraum, fördert vor al-
lem die Selbstorganisation der Her-
anwachsenden.

Andere Lernorte und Lernwelten
wie Fitnessstudios, Schülerjobs, Rei-
sen, Auslandsaufenthalte bekommen
mit zunehmenden Schulalter für die
Jugendlichen Gewicht, wurden aber
bislang von Forschung und Praxis als
Prozesse der Bildung unterschätzt und
als Forschungsgegenstand vernach-
lässigt.

Zusammenhang zwischen schuli-
schen und außerschulischen Aktivi-
täten. – Diejenigen, die in der Schule
gut sind, nehmen auch in der Freizeit
viele Aktivitäten wahr. Diejenigen aber,
die in der Schule Schwierigkeiten
haben, verhalten sich in der Freizeit
eher passiv und nehmen weniger
(wenn überhaupt) außerschulische
Bildungsangebote wahr.

Ein Zusammenspiel der vielfältigen
und unterschiedlichen Bildungsorte
und Lernwelten ist ein notwendiges
Ziel. Ganztagsschulen und Schulen
mit ganztägigen Angeboten können
ein solches Zusammenspiel umset-
zen. Der Alltag in der Schule hat
insgesamt eine umfassende Reform
nötig. Die notwendige Ganztagsschu-
le darf aber keine Verlängerung der
bisherigen Unterrichtsschule sein.
Ganztagsschulen sowie Kinder- und
Jugendhilfe können und müssen
zusammenarbeiten. So kann Schule
notwendige Aufgaben der Betreuung
übernehmen.

Bei einem Zusammenspiel von
Ganztagsschule sowie von Kinder-
und Jugendhilfe können starre Struk-
turen überwunden, überkommene
Traditionen aufgehoben und nicht
mehr zeitgemäße Konzepte und Or-
ganisationsformen verändert werden.

Das „Projekt Ganztagsschule“ in
Kooperation von Schule und außer-
schulischen Trägern ist eine Chance,
um ein neues System von Bildung,
Betreuung und Erziehung zu ent-

wickeln. Dies verlangt aber auch län-
gere Zeiten der Anwesenheit von Leh-
rerinnen und Lehrer sowie die
Einrichtung von persönlichen Arbeits-
plätzen. Die Personalkosten von
Ganztagsschulen liegen 30% über
denen heutiger Schulen (2001:
insgesamt 46,4 Mrd. Euro). Eine bes-
sere Bildung muss dies wert sein.

Für die Heranwachsenden muss vor
Ort insgesamt eine quantitativ gut
ausgebaute und qualitativ anspruchs-
volle Grundversorgung an Ganztags-
schulen gewährleistet sein. Dabei
müssen alle Kinder und Jugendli-
chen, gleich welcher Herkunft und
sozialen Lage, als Mitgestalter ihrer
Bildungsprozesse mit einbezogen
werden.

Der Übertritt an weiterführende
Schulen nach der vierten Klasse ist
fragwürdig. Eine Verlängerung der
Grundschulzeit (bis zu 14 Jahren wie
in anderen europäischen Ländern)
ist anzustreben

 Kapitel 7: Auf dem Weg zu einem
abgestimmten System von Bildung,
Betreuung und Erziehung.
Quantitative und qualitative
Perspektiven

„Was folgt? – Bildung für alle,
Bildung durch alle“

Die Heranwachsen-
den sollen handlungs-
fähige, kompetente
und sozial verantwort-
liche Menschen wer-
den. Wie lässt sich dies
erreichen?

Die erste und ent-
scheidende Bildungs-
welt ist die Familie.
Sie muss in ihren Leis-
tungen für Bildung,
Betreuung und Erzie-
hung unterstützt wer-
den.

Bei der Entwicklung
von Konzepten zu Bil-
dung, Betreuung und
Erziehung müssen der
Lebenslauf und die Bil-
dungsbiografien von
Kindern und Jugend-
lichen Ausgangspunkt
sein, und nicht die Er-
fordernisse und Inter-
essen der einzelnen In-
stitutionen. Auch die
praktische Arbeit soll

Bildung, Betreuung und Erziehung
stärker miteinander verknüpfen.

Für die öffentliche Debatte ist ein
erweitertes Bildungsverständnis not-
wendig: Kinder und Jugendliche ler-
nen und erfahren Bildung durch eine
Vielzahl mannigfaltiger Orte, an de-
nen unterschiedliche Gelegenheiten
und Inhalte für Bildung dargeboten
werden: von der Schule bis zum Kin-
derkino, vom Nachhilfeunterricht bis
zum Aufenthalt im Ausland.

„Bildung für alle, Bildung durch
alle“ – dafür haben Staat und Gesell-
schaft eine gemeinsame öffentliche
Verantwortung. Eine benachteiligte
Herkunft darf nicht länger eine be-
nachteiligte Bildungslaufbahn nach
sich ziehen. Ungleiche Ausgangsbe-
dingungen sind auszugleichen. Das
Ziel muss sein, die jungen Generatio-
nen zu befähigen, am gesellschaftli-
chen Geschehen möglichst eigenstän-
dig teilzunehmen und verantwortlich
mitzuwirken.

Die öffentlichen und privaten An-
bieter an Bildung, Betreuung und
Erziehung müssen sich auf ein Zu-
sammenspiel einlassen. Dabei sind
die Eltern als kompetente Partner so-
wie die jungen Menschen als Mitge-
staltende und Mitverantwortliche mit
einzubeziehen. Hierzu bedarf es je-
doch der Anstrengung aller politi-
schen Kräfte.
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SCHWERPUNKT12. Kinder- und Jugendbericht
Empfehlungen der
Sachverständigenkommission
Die Mitglieder der Sachverständigenkommission: Ilsa Diller-Murschall,
Prof. Dr. Heinz-Hermann Krüger, Martina Liebe, Prof. Dr. Thomas
Rauschenbach (Vorsitzender), Dagmar Szabados, Prof. Dr. Wolfgang Tietze,
Prof. Dr. Gert G. Wagner, Dr. Wolfgang Mack (ständiger Gast)

Mitglieder der Arbeitsgruppe: Dr. Jürgen Barthelmes, Kirsten Bruhns,
Dr. Brigitte Seifert, Anne Zehnbauer, Anne Eisfeld (Sachbearbeitung)

„Bildung von Anfang an!“ – Empfeh-
lungen für die frühe Kindheit

  Die Möglichkeiten der Familien
zu Bildung, Betreuung und Erziehung
der Kinder im ersten Lebensjahr müs-
sen öffentlich unterstützt werden.
Ziele sind die Vermeidung von unzu-
mutbaren Einbrüchen im Haushalts-
nettoeinkommen, die
Stärkung der Erzie-
hungskompetenz von
Familien sowie die
Unterstützung der
Netzwerke zur Eltern-
bildung.

Der Rechtsanspruch
auf eine öffentlich
geförderte Kinder-
tagesbetreuung sollte
auf Kinder unter drei
Jahren erweitert wer-
den. Kinder ab zwei
Jahren sollen in den
Kindergarten gehen.
Sie brauchen Bildung,
Betreuung und Erzie-
hung in Gruppen. Der
Rechtsanspruch ist
auf Ganztagsplätze
auszuweiten. Alle Kinder haben dabei
Anspruch auf individuelle Förderung
in allen Bildungsbereichen. Die sozi-
ale Herkunft und Lebenslage darf für
den Zugang zu Bildung keine Rolle
mehr spielen, weder für Kinder mit
Migrationshintergrund noch für Kin-
der aus bildungsfernen Familien.

Die Qualität der öffentlich verant-
worteten Kindertagesbetreuung ist zu
sichern. Das durchschnittliche Schul-
eintrittsalter von gegenwärtig über
6,5 Jahren ist auf 6,0 Jahre abzusen-
ken. Öffentlich verantwortete Kin-
dertagesbetreuung muss kostenfrei
werden. Beiträge der Eltern sind mit
Blick auf den Bildungsauftrag der
Kinderbetreuung abzulehnen.

„Bildung ist mehr als Schule!“ -
Empfehlungen für das Schulalter

  Schule muss grundlegend verän-
dert werden. Das Zusammenspiel
zwischen Schule und anderen Bil-
dungsorten bzw. Lernwelten ist un-
abdingbare Voraussetzung. Der um-
fassende gesellschaftliche Anspruch

auf Bildung erfordert ganztägige
Angebote für Kinder und Jugendli-
che im Schulalter.

Ziele sind ein flächendeckendes
Angebot sowie eine grundlegende
pädagogische Reform der Schule.
Anstelle von Klassenwiederholungen
und schulischer Selektion ist die indi-
viduelle Förderung von Kindern und
Jugendlichen in der Schule zu ver-
stärken und auszubauen. Zu über-
denken ist ferner, ob der grundstän-
dige gemeinsame Schulbesuch von
Schülerinnen und Schülern nicht ver-
längert werden sollte (bis 14 Jahren).

Sowohl auf Seiten der Schule als
auch der Jugendhilfe sind organisa-
torische und strukturelle Vorausset-

zungen für eine Zusammenarbeit zu
schaffen. Jugendhilfe soll ihre auf
die Lebenswelt bezogenen Leistun-
gen unabhängig von Schule in ih-
rem Eigensinn erhalten und ausbau-
en. Die professionellen Dienstleis-
tungen, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote der Jugendhilfe sind
stärker auf das System ganztägiger
Bildung, Betreuung und Erziehung
zu beziehen. Die Entwicklung des
Ganztagsschule-Konzepts erfordert
eine größere Selbständigkeit der Ein-
zelschule und eine stärkere Vernet-
zung im Sozialraum.

„Keine Institution schafft Bildung
allein!“ – Empfehlungen für
0 bis 16 Jahre

Die unterschiedlichen Welten des
Lebens und Lernens müssen stärker

verzahnt werden: Mehr
vernetzte Angebote für
Kinder und Eltern, d.h.
„Häuser für Kinder“,
„Häuser für Familien“, „El-
tern-Kind-Zentren“ u.a.,
ferner eine wechselseitige
Anbindung von Kinder-
garten und Schule sowie
aufeinander abgestimm-
te schulische und nicht-
schulische Angebote.

Die unterschiedlichen
Bildungsorte und Lernwel-
ten sind miteinander zu
verknüpfen, denn erst alle
zusammen können alles
an Bildung, Betreuung
und Erziehung bieten. Das
Zusammenspiel ist sozial-
räumlich auszugestalten

und in kommunaler Verantwortung
zu organisieren. Ziel ist der Aufbau
einer kommunalen Bildungsland-
schaft insgesamt.

Quelle und Erstveröffentlichung:
DJI-Online – Thema 1/06 Kinder- und
Jugendbericht, Stand: 1. Januar 2006.

Kontakt: Deutsches Jugendinstitut e.V.,
Frau Andrea Marcion, Telefon 089/
62306-218, E-Mail: macion@dji.de,

Frau Susanne John, E-Mail:
john@dji.de, Nockherstr. 2,

81541 München.
Weitere Materialien sowie den

12. Kinder- und Jugendbericht als
Download unter:

www.dji.de
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L I C H T

S C H L A G

Systemisch Lehren
& Lernen

Lehrer und andere Erzieher haben
es häufig mit Schülern/innen zu tun,
die sich nicht an die schulischen
Regeln halten und erzieherisch schwer
beeinflussbar sind. Sie leben meist in
schwierigen familiären Verhältnissen,
wie dies das folgende Fallbeispiel ver-
anschaulicht.

Muss der Junge ins Internat?
Sven, ein Schüler der 5. Klasse im

Gymnasium, verhält sich schon in
den ersten Wochen sehr auffällig,
aggressiv und den Unterricht stö-
rend, seine Leistungen sind gut. Er
befindet sich seit einem Jahr in Ein-
zeltherapie, die - nach Aussage der
Mutter - Fortschritte erbrachte, je-
doch noch keinen Niederschlag im
Grundschulgutachten gefunden hat-
te. Der familiäre Hintergrund ist eine
recht dramatisch verlaufene Tren-
nungsgeschichte der Eltern mit Ge-
walt, manchmal vor den Augen des
Kindes. Die Eltern – beide befinden
sich in einer schwierigen beruflichen
Situation  – leben aus wirtschaftli-
chen Gründen noch in der großen
gemeinsamen Eigentumswohnung,
die sie allerdings durch eine Wand
aufgeteilt haben. Der Junge wohnt
bei der Mutter, die von Beruf Erziehe-
rin ist. Sie sucht und findet bei ver-
schiedenen Beratungsstellen Erzie-
hungshilfe und eine Paartherapie zur
Verbesserung des Trennungsprozes-
ses, sie hat für sich und Sven eine
Wohnung gefunden.

In die Schule wird die Mutter von
der Unterstufenleiterin, der Schullei-
terin und dem Klassenlehrer mehr-
fach eingeladen, welche zu einer In-
ternatsunterbringung raten, da die
Mutter keinen erzieherischen Einfluss
habe. Der  erfahrene und sonst sehr
freundliche Klassenlehrer meint pes-
simistisch und ironisch, dass sich das

„Wenn man das Gestrüpp
beseitigt, kann der Bach
wieder fließen“
Systemisches Arbeiten in der Schule –
erfolgversprechend und wirksam
von Christa Hubrig

Problem, wie er hoffe, bald von selbst
regeln werde, indem der Junge abge-
he, so dass ich mich (C. H.) erst gar
nicht mehr bemühen müsste. Die
Mutter laufe aufgeregt von Beratungs-
stelle zu Beratungsstelle, sie nehme
seine Ratschläge aber nicht ernst
genug. Die Verhältnisse zu Hause sei-
en katastrophal, der Vater nicht zu
erreichen usf.

Der Junge zeigt sich beim ersten
Gespräch mit mir als ein kontaktfreu-
diges, redegewandtes Kind, die Mut-
ter als offen, strukturiert und aktiv
um Lösungen bemüht. Der Vater sei
verhindert, er wolle das nächste Mal
mitkommen.

Das Beispiel verdeutlicht, dass sich
um das auffällige Kind ein negatives
Interaktionsgeschehen mit unter-
gründigen Abwertungen gebildet hat.
Sogar die Lösungsversuche der Mut-
ter werden eher negativ bewertet. Auch
gute Lehrer mit langer Erfahrung und
grundsätzlich positiver Einstellung zu
den Schülern reagieren manchmal in
der geschilderten Weise, wenn sie es
mit „schwierigen“ Kindern zu tun
haben. Warum geschieht das?

Schwierige Schüler sind der stärkste
Belastungsfaktor für Lehrerinnen und
Lehrer, die große Klassen unterrich-
ten und die Lernziele für alle errei-
chen müssen. Fällt da einer - oder gar
mehrere - durch sein Verhalten aus
der Reihe, stört den Unterricht, prü-
gelt sich im Sportunterricht und in
den Pausen, macht seine Hausaufga-
ben nicht, hat seine Hefte nicht mit,
bemüht man sich als Lehrer mit Er-
mahnungen, „Laufzetteln“ für die
Hausaufgaben und Gesprächen mit
den Eltern, um das Kind zum Einhal-
ten der Regeln zu bewegen. Führt das
nicht (bald) zum Erfolg, ist man mit
seinem erzieherischen Latein am Ende,
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reagiert mit Unverständnis und
Schuldzuweisung, immer mehr nega-
tive Gefühle stellen sich ein: Die El-
tern haben versagt, andere Maßnah-
men müssen getroffen werden, es
muss etwas geschehen, nur was?

Was kann man da als Involvierter
oder als außenstehender Berater tun?
Mit „erziehungsschwierigen“ Schü-
lern und ihren auffallenden Verhal-
tensweisen haben im Rahmen des
Ausbaus von Ganztagsschulen nicht
nur Lehrer, sondern auch andere pro-
fessionelle Akteure zu tun. Mit wel-
chen Haltungen können sie den
Schwierigkeiten begegnen, welche
Lösungsstrategien gibt es für sie?

Aus systemischer Sicht stellt sich
zunächst die Hauptfrage für alle Be-
teiligten: Wie kann man aus der Eska-
lationsspirale negativer Beziehungen
aussteigen oder besser: Wie kann man
eine solche verhindern? Die systemi-
sche Veränderungstheorie gibt hierfür
wichtige, schlüssige Orientierungen,
die hier kurz skizziert werden sollen.

Ressourcen- und
Lösungsorientierung

In dem Fallbeispiel ist die Aufmerk-
samkeit einseitig auf die Defizite des
Schülers (und seiner Eltern) gerich-
tet: Diese müssen beseitigt werden.
Wenn Ermahnungen und pädagogi-
sche Sanktionen nichts bewirken, ist
man als Lehrer rat- und hilflos.

Schülerprobleme, wie unangepass-
tes Sozialverhalten, können sich je-
doch – nach systemischer Auffassung
- nur auflösen, wenn der Schüler und
seine relevanten Beziehungspersonen
(wieder) Kontakt zu ihren Fähigkeiten
bekommen und wenn das Kind sich
in seiner Familie wahrgenommen und
sicher fühlen kann.

Systemische Arbeit setzt auf der
individuellen und der sozialen Ebene
an. Z. B. kann ein Schüler, der gele-
gentlich Wutanfälle hat, durchaus
auch seine Wut kontrollieren. „Wie
kriegt er das hin? Was macht wer da
anders?“ sollte man sich fragen und:
„Wie kann er das mehr nutzen?“

 Mit dem Bild des „kleinen und des
großen Kreises“, kann man das Ver-
hältnis von Problemverhalten und
der ganzen Person mit all ihren Fä-
higkeiten, von Individuum und  so-
zialem System veranschaulichen. Die
Lösungsressourcen liegen im „großen
Kreis“, deshalb sollte man die Auf-
merksamkeit darauf richten. Proble-

me sind nach systemischer Auffas-
sung unlösbar, weil im Problemkon-
text die vorhandenen Ressourcen ausge-
blendet sind.

Die Aufmerksamkeit auf die Potentia-
le von Schülerinnen und Schülern,
von Eltern und Lehrern zu richten,
diese ins Erleben zu holen und für die
Lösung zu nutzen ist die Hauptaufgabe
systemischer Praxis bei allen Proble-
men des Schulalltags. Die kann im
Gespräch geschehen oder mit Me-
thoden aus Hypnotherapie und des
NLP, ein hilfreiches Instrumentari-
um, das - nach meiner Erfahrung -
von Schülern gerne akzeptiert wird,
zum einen, weil sie merken, sie kön-
nen selbst etwas ändern, was ihrem
Autonomiebedürfnis entspricht, zum
andern, weil sie dabei nicht über die
Probleme „labern“ müssen.

Für den Lehrer oder den Berater hat
der Ressourcenfokus den Vorteil, dass
im Beratungsgespräch nicht er sich
anstrengen muss, Lösungen für an-

dere zu finden. Was für den Andern
möglich und gut ist, kann er nicht
wissen. Seine einzige Aufgabe ist,
immer wieder die Aufmerksamkeit des
Schülers, der Eltern, der Lehrer/innen
auf ihre Fähigkeiten zu lenken, dann
kommt der Andere in eine positive
Stimmung, er kriegt wieder Hoffnung
und kann selbst eine passende Lö-
sung finden.

„Wer ein Problem hat, besitzt auch
eine Lösung“ ist ein systemischer Leit-
satz. Man kann nicht Defizite besei-
tigen, man kann nur statt dessen
etwas Anderes machen. Und hierfür
kann man aus dem reichen Reper-
toire des „Großen Kreises“ schöpfen.
Dies zu ermöglichen ist die Hauptauf-
gabe von schulischen „Helfern. Nicht
wissen zu müssen, erfordert allerdings
ein Umdenken von Lehrern und Er-
ziehern, die gewohnt sind, die Rolle
des Wissenden einzunehmen.

Zielorientierung: Mehr auf die
Zukunft als auf die Vergangenheit
schauen

Soziale Systeme und Individuen,
die in einem internen oder interakti-
ven „Problemmuster“ gefangen sind,
bewegen sich aus diesem heraus, wenn
sie sich auf einen neuen „Attraktor“,
d.h. auf ein erstrebenswertes Ziel in
der Zukunft, hin orientieren. Dies ist
der Kern der dynamischen System-
theorie. Für die Motivation, etwas zu
verändern, ist deshalb eine erlebnis-
nahe „Zielvision“ entscheidend, und
nicht die Ursachensuche. Dabei mussAbb.  Der kleine und der große Kreis
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aber auch deutlich werden, dass dies
Anstrengung und Arbeit bedeutet und
Geduld von allen Beteiligten verlangt.

Kontextorientierung:
Problem- und Lösungssystem

In der systemischen Arbeit gibt es
einen weiteren wichtigen Aspekt: Das
Verhalten von Einzelnen steht in
Wechselwirkung mit dem Verhalten
der Personen seiner relevanten Sozi-
alsysteme (Familie, Klasse, Peergroup)
und wird durch diese aufrechterhal-
ten.

Für die Problemanalyse ist deshalb
die Frage wichtig, wer gehört zum
„Problemsystem“ – eher die Familie
oder eher die Klasse mit den Lehrern
- und wie findet man dort Kooperati-
onspartner, z.B. einen Elternteil, ei-
nen Lehrer?

Gelingt es nur einem Mitglied des
Problemsystems, sein Denken über
das Problem und sein eigenes Verhal-
ten zu ändern, hat das Auswirkungen
auf das Interaktionsmuster und da-
mit auch auf das Verhalten des Pro-
blemträgers.

In der Schule hat man häufig den
einzelnen Schüler und seine Eltern
im Sinne eines schuldzuweisenden
Denkens im Blick: Die Eltern sind
„schuld“, wenn das Kind oder der
Jugendliche nicht „funktioniert“.
Außerschulische Berater sind oft
schnell mit einem negativen Urteil
über die Lehrer zur Hand. Blickt man
in dieser negativen Einstellung auf
ein Problem, trägt man zu seiner
Verfestigung bei und man vergrößert
dabei nur das Problemsystem (das
sind alle, die darüber kommunizie-
ren), ohne etwas für seine Auflösung
– und darum muss es gehen - bewir-
ken zu können, denn das zirkuläre
Geschehen kann auf diese Weise nicht
unterbrochen werden, im Gegenteil,
es kommt nur ein weiterer negativer
Interaktionskreis dazu. Es geht also
um die Auswirkungen von kleinen
Interventionen in der Gegenwart,
nicht um die Ursachen in der Vergan-
genheit.

Das Muster wird unterbrochen,
wenn man als Berater etwas Neues in
die Kommunikation des  Problemsys-
tems einführt. Das verändernde Neue
kann durch folgende Stichpunkte
charakterisiert werden:
– Ein dialogisches, wertschätzendes

Beziehungsangebot zur Koopera-
tion

– Auftragklärung, man arbeitet nie
ohne Auftrag

– Verständigung auf konkrete Ziele
– Aufmerksamkeitsfokussierung auf

die Ressourcen der Beteiligten, denn
nur mit diesen können sie etwas
ändern.

– Angebot der Unterstützung für den
Lösungsweg

– Eine optimistische Haltung, was
die Erfolgschancen betrifft, denn
dies gibt den Beteiligten Hoffnung,
neben dem gegenseitigen Vertrau-
en der wichtigste Faktor für Verän-
derung.
Berücksichtigt man den Kontext

eines Problems, dann bietet sich an,
mit den Eltern, mit beiden oder ei-
nem Elternteil, oder mit den Lehrer/
Innen zu arbeiten. Die Arbeit mit
den Eltern kann mit dem Tenor ge-
schehen: „Sie wollen ihrem Kind
helfen“ (fast alle Eltern wollen das
im Grunde). „Wie kann ich Sie dabei
unterstützen? Was brauchen Sie, um
mit der Situation besser zurecht zu
kommen?“ Es geht um erzieherische
Orientierung (nicht um Familien-
therapie) und um ein emotionales
Unterstützungsangebot, dadurch
kann sich die – oft belastete - Bezie-
hung zum Kind und zur Schule ver-
bessern.

Bei der Arbeit mit Lehrern/innen
geht es darum, ihnen die optimisti-
sche, lösungs- und ressourcenorien-
tierte Sichtweise zu vermitteln sowie
sie evt. selbst unterstützen. Man kann
sie im Gespräch oder durch entspre-
chende Übungen (falls man den
Auftrag dazu hat) mit ihrer Fähigkeit
in Kontakt bringt, inneren Abstand
zu stressvollen Situationen zu be-
kommen und eine ressourcevolle, ge-
lassenere Haltung in ihrem Arbeits-
feld zurückzugewinnen. Man kann
ihnen die Wirkungsweise des oben
geschilderten Vorgehens erklären und
dadurch von angestrengtem Bemü-
hen abhalten und dem sich selbst für
alles verantwortlich Fühlen.

Für den einzelnen Fall, das Setting,
die Methodik und die Lösungsstrate-
gie ist es wichtig zu analysieren, ob
das Problem eher intern (z.B. meist
bei Prüfungsängsten) oder systemisch
aufrechterhalten wird.

Zusammenfassend

Systemisches Vorgehen hat einen
eher „leichten“ Charakter, es basiert
auf guten Beziehungen zu allen Be-

Christa Hubrig/Peter Herrmann

„Lösungen in der Schule. Systemisches
Denken in Unterricht, Beratung und

Schulentwicklung“, kt.  271 Seiten,
16 Abb., Carl-Auer-Verlag 2005, 24.95

EUR/sFr 44.00, ISBN 3-89670-454-0

teiligten, was das Arbeiten angenehm
macht. Die Interaktion in Problem-
systemen ist anstrengend, sie kostet
viel Energie, die Interaktion in Lö-
sungssystemen dagegen ist reibungs-
los. „Lösung“ heißt hier schlicht: Al-
les „läuft wieder normal“ und macht
Freude, das Lernen, die Arbeit, man
braucht es nicht zu thematisieren.

Eine selbstorganisierende Dynamik
in Richtung einer „guten Gestalt“
zeigt sich immer beim systemischen
Arbeiten. Wenn man das Gestrüpp
(negativer Beziehungen, von Hoff-
nungslosigkeit und Ärger) zur Seite
räumt, kann das Wasser im Bach
wieder ungehindert fließen.

Genauer wird auf diese und viele
weitere Aspekte des systemischen Ar-
beitens in der Schule in unserem Buch
eingegangen.

Kontakt: CarlAuer-Verlag, Bettina Em-
merich, Telefon 06221/643817, E-Mail:

emmerich@carl-auer.de

Frau Hubrig und Herr Herrmann geben
auf der Leipziger Buchmesse 2006

Auskunft zum Thema ihres Buches. In-
fos unter: http://www.carl-auer.de/ak-
tuelles/2005/10/19/carl-autorin-und-

autoren-auf-der-leipziger-buchmesse-2006/
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Das Projekt

1. Hintergrundinformationen

Das Modellprojekt „Auf dem Weg
der Verzahnung von Jugendhilfe und
Schule“ wurde Ende 2002 vom Land-
schaftsverband Rheinland ausge-
schrieben. Der Antrag der Katholi-
schen Jugendwerke zur Durchführung
des Modellprojektes wurde Mitte 2003
bewilligt und das Projekt startete am
01.08.2003 mit einer Laufzeit bis zum
31.07.2005.

1.1 Kurzbeschreibung des Trägers

Der Katholische Jugendwerke Le-
verkusen e. V. ist seit 1978 als aner-
kannter freier Träger der Jugendhilfe
in Leverkusen tätig. Der Verein hält
eine Vielzahl von Einrichtungen,
Maßnahmen und Projekten in den
Bereichen der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit sowie den erzieherischen
Hilfen vor. Rund 70 Mitarbeiter/innen
tragen mit ihrem Engagement dazu
bei, dass es bedarfsgerechte und viel-
fältige  Angebote für Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene in Lever-
kusen gibt.

1.2 Zielsetzung des Modellprojektes
in Leverkusen

Die wesentlichen Zielsetzungen des
Modellprojektes waren:
– Das Modellprojekt soll zur Positio-

nierung der Jugendhilfe im Zusam-
menhang mit den sich neu grün-
denden Ganztagsgrundschulen
verhelfen.

– Das Modellprojekt soll Aussagen zu
den Chancen und Grenzen der Koope-
ration von Jugendhilfe mit Schule
geben und Faktoren herausarbei-

Auf dem Weg der
Verzahnung von
Jugendhilfe & Schule
Erfahrungsbericht der Katholischen
Jugendwerke Leverkusen über ein
LVR-Modellprojekt
von Michael Hirth

ten, die die Kooperation von
Jugendhilfe mit Schule fördern bzw.
hemmen.

– Hauptuntersuchungsgegenstand
des Modellprojektes sollen die Ent-
wicklungen in der Stadt Leverkusen
sein.
Das Modellprojekt sollte außerdem

Erkenntnisse zu folgender Fragestel-
lung liefern: Wie gelingt es, den verant-
wortlich Beteiligten aus Schule und Ju-
gendhilfe die Elemente Bildung,
Erziehung und Betreuung zu berücksich-
tigen?

1.3 Arbeitsweise und Aktivitäten

Die Projekt-Verlaufsplanung sah in
erster Linie vor, dass die in Leverkusen
an der OGATA beteiligten Interessen-
gruppen nach deren Einschätzung
und Bewertung zu den Angeboten,
Leistungen der OGATA sowie zu
Chancen und Grenzen der Koopera-
tion befragt werden sollen.

Die maßgeblichen Zielgruppen an
den Standorten mit einer OGATA,
die befragt wurden, waren: die Schul-
leitungen, die Vertreter der Maßnah-
meträger, die Mitarbeiter/innen so-
wie die Schulkinder und deren Eltern.

Folgende Verfahren sind im Rah-
men der Datenerhebung zur Anwen-
dung gekommen:
– Interview mit den Schulleitungen.
– Standardisierte Befragung (Frage-

bogen) für Maßnahmeträger, Mit-
arbeiter und Eltern.

– Computergestützte Befragung
(GrafStat) für Schulkinder.
Darüber hinaus sind die gesamt-

städtischen Entwicklungen unter Be-
rücksichtigung folgender Möglichkei-
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ten weiterhin beobachtet und zu-
sammengefasst worden:
– Der teilnehmenden Beobachtung

sowie Auswertung schriftlicher
Dokumentationen des Schulleiter-
/Trägertreffen.

– Im Rahmen formeller Gespräche
mit Mitgliedern der Steuerungsgrup-
pe der Stadt Leverkusen.

– Durch Analyse veröffentlichter
Schriftsätze und Dokumente.

2. Entwicklungen in
Leverkusen

In der Stadt Leverkusen gibt es
insgesamt 32 Schulen für Kinder im
Grundschulalter; bestehend aus 18
Gemeinschaftsgrundschulen, 10 Kon-
fessionsgrundschulen (katholische)
und vier Förder-/Sonderschulen.

Eine von der Stadt Leverkusen
durchgeführte Bedarfsabfrage im Jahr
2003 ergab, dass bei 21 % der Kinder
in Kindergärten und Horten ein
 Interesse zur Teilnahme in der
OGATA besteht. Die Planungen der
Stadt Leverkusen sahen nicht an al-
len Schulstandorten die Einrichtung
vonoffenen Ganztagsschulen im
Primarbereich vor, da dies unter Be-
rücksichtigung der finanziellen Mög-
lichkeiten als nicht realisierbar einge-
schätzt wurde. An solchen Standorten,
wo eine OGATA etabliert werden soll-
te, gingen die Planungen der Kom-
mune von einer Mindestzahl von 50
Schülern (zwei Gruppen) aus. Das
2003 entwickelte kommunale Kon-
zept sah vor, dass nahe beieinander
liegende Grundschulen zu einem
Ganztagsschulstandort zusammenge-
führt werden können. Dies wird an
mehreren Orten in Leverkusen heute
praktiziert.

Zum Schuljahresbeginn 2003/2004
wurde an insgesamt drei Gemein-
schafts-grundschulen (GGS) erstmals
eine „offene Ganztagsgrundschule“
(OGATA) eingerichtet. Die Schulkon-
ferenzen entschieden sich an zwei
Standorten einen Elternverein und
an einem Standort die evangelische
Kirche als Maßnahmeträger einzuset-
zen. Einer der beiden Eltervereine ist
anerkannter Träger der freien Jugend-
hilfe.

 Bis heute sind es bereits 11 OGATA,
die in Leverkusen etabliert wurden.
Kooperationspartner der Schulen sind
zunehmend freie Träger der Kinder-
und Jugendhilfe. Abbildung 1 ver-
deutlicht die weitere Ausbauplanung
für Leverkusen.

Die Anzahl der bereitgestellten Plätze
für Schüler/-innen wird bis zum Schul-
jahr 2007/2008 rasant ansteigen.
Waren es im Schuljahr 2003/2004
noch 165 Plätze an drei Standorten
so werden es im Schuljahr 2007/2008
bereits 1.299 Plätze an 16 Standorten
sein.

3. Schlussfolgerungen

3.1 Handlungsempfehlungen
bezogen auf Bewertung der
Organisations- und Gremienstruktur
in Leverkusen

– In Leverkusen wurde eine Organi-
sations- und Gremienstruktur auf-
gebaut, die den unterschiedlichen
Akteuren aus Politik, Verwaltung,
Schule, Jugendhilfe Austausch und
Beratung ermöglicht. Zur Optimie-
rung des gesamtstädtischen Wei-
terentwicklungsprozesses ist es als
Chance zu sehen, wenn freie Träger

in die bestehende
Lenkungsgruppe ein-
bezogen werden.
– Werden die In-
halte und Themen
künftig von Schule
und Jugendhilfe
gemeinsam gesetzt
und der Schwerpunkt
noch deutlicher auf
die inhaltliche Wei-
terentwicklung z. B.
bezogen auf weitere
qualitative Standards
gelegt, dann ist man
dem Ziel einer gleich-
berechtigten Partner-
schaft von Schule
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Abb. 1: Einführung von offenen Ganztagsschulen in
Leverkusen 2003-2007 / Stand: 20.05. 2005

und Jugendhilfe einen großen
Schritt näher gekommen. Dies kann
geschehen, indem Qualitätszirkel
und Foren etabliert werden, wo
Qualitätsstandards von Jugendhil-
fe und Schule gemeinsam erarbei-
tet und festgeschrieben werden.

– Der fachliche Austausch zwischen
Steuerungsgruppe und Vertretern
der freien Träger hatte als Ergebnis
die Aufstellung eines Personaleins-
atz-Modells, welches einen höhe-
ren Personalschlüssel pädagogischer
Fachkräfte als bislang berücksich-
tigt. Dieses Modell und die dazuge-
hörige Kostenkalkulation soll den
politischen Entscheidungsgremien
noch im Jahr 2005 vorgelegt wer-
den und deutlich machen, dass die
langfristige Absicherung qualitati-
ver Standards nur dann zu errei-
chen ist, wenn sich die Kommune
mit einem Eigenanteil an den Zu-
schüssen pro Schulkind beteiligt.
Derzeitige Berechnungen gehen von
einem Betrag zwischen 400,- bis
600,- Euro pro Schulkind/-jahr aus.

– Zur Stärkung der Position der Ju-
gendhilfe in Leverkusen ist es sinn-
voll,  jugendhilfeinterne Foren zu
schaffen, in denen eine weiterge-
hende fachliche Auseinanderset-
zung zum Selbstverständnis und
über Kooperationsmöglichkeiten
mit Schule stattfindet. Auf Grund-
lage der dann vorliegenden Leitli-
nien und definierten Leistungsstan-
dards ist es möglich, alle weiteren
Planungs- und Entwicklungspro-
zesse mit Schule gemeinsam zu ge-
stalten. Zur Stärkung und Beglei-
tung der Jugendhilfeträger in diesem
Prozess ist die Bereitstellung einer/
eines Fachberater/-in auf kommu-
naler Ebene sinnvoll.

3.2 Handlungsempfehlungen
bezogen auf die Befragung der
Schulkinder in Leverkusen

– Es ist sinnvoll, das pädagogische
Handeln weiterhin daran auszu-
richten, dass sowohl dem einzel-
nen Kind Lern- und Erlebnisräume
aber auch Erfahrungen in der Ge-
samtgruppe ermöglicht werden.
Dies greift insbesondere die Moti-
vation der Schulkinder, in der Grup-
pe mit Gleichaltrigen zusammen
zu sein, auf.

– Im Sinne der konzeptionellen Wei-
terentwicklung der OGATA sollte
die Einplanung außerschulischer
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Lernprozesse vorangebracht wer-
den. Hierbei sind Ressourcen und
Angebote von Partnern im Umfeld
der Schule (Freizeit- und Erlebnis-
pädagogik, Natur und Umwelt so-
wie Sport) in das Leistungsangebot
der OGATA offensiv aufzunehmen
und zu berücksichtigen.

– Lehrkräfte sollten an allen Stand-
orten z. B. in die Hausaufgabenbe-
treuung einbezogen werden. Dies
hat zum einen den Vorteil für das
einzelne Kind, das der außerunter-
richtliche Lernprozess in Bezug zu
den unterrichtsbezogenen Lernin-
halten gesetzt werden kann. Zum
anderen bietet sich die Chance für
Lehrkräfte, das einzelne Schulkind
im Rahmen dieser außerunterricht-
lichen Prozesse ganzheitlich wahr-
zunehmen.

– Im Sinne einer noch engeren Ver-
zahnung und Annäherung von
Mitarbeiterinnen der Jugendhilfe
mit Lehrkräften ergeben sich neue
Möglichkeiten durch die gemein-
same Abstimmung und Weiterent-
wicklung methodisch-didaktischer
Zielsetzungen in der Unterrichts-
planung und -gestaltung sowie
durch die Etablierung von Lern-
und Arbeitsformen (Lernen in Ar-

beitsgemeinschaften und Projekt-
gruppen) – wo am Ende dieses ge-
meinsamen Prozesses die Vision von
einem „Haus des Lebens und Ler-
nens“ Wirklichkeit werden kann.

3.3 Handlungsempfehlungen
bezogen auf die Sicherung der
Prozesskommunikation zwischen
Träger und Schule in Leverkusen

– Von besonderer Bedeutung ist die
Sicherstellung eines regelmäßigen
Austauschs zwischen Schulleitung
und Maßnahmeträger. Hierbei ist
es wichtig, dass es sich bei den
beteiligten Personen um Entschei-
dungsträger mit entsprechender
Handlungskompetenz handelt,
damit möglichst direkt Vereinba-
rungen zur Sicherung und Weiter-
entwicklung der OGATA umgesetzt
werden können.

– Die Sicherung der regelmäßigen
Kommunikationsprozesse in Form
von Teambesprechungen der Mit-
arbeiter/innen ist dann gegeben,
wenn es standardmäßig z. B. alle 14
Tage zu diesen Treffen kommt. Die-
se Besprechungen sind Arbeitszeit
und sind vom Maßnahmeträger
vor Beginn eines Schuljahres in der

Kostenkalkulation als
sogenannte Over-
headzeiten zu berück-
sichtigen.
– Informelle Kom-
munikationsprozesse
ergänzen die beste-
henden Kommuni-
kationsstrukturen.
Sie können jedoch
nicht, regelmäßig
und planvoll termi-
nierte Treffen von z.
B. Schule und Maß-
nahmeträger erset-
zen. Eine Reduzie-
rung der informellen
Kommunikationsan-
lässe, ist daher mit-
telfristig anzustreben
und zugunsten stan-
dardisierter Kommu-
nikationsstrukturen
aufzuweichen.
– Eltern sind die in-
direkten Kunden der
OGATA. Es ist daher
wichtig, Eltern in die
Kommunikation zur
und über die OGATA
einzubeziehen. Es ist

z. B. ein langfristig erstrebenswer-
tes Ziel, wenn Elternsprechtage von
Lehrkräften und Mitarbeiterinnen
der OGATA gemeinsam durchge-
führt werden. In diesem Fall könn-
ten Lern- und Entwicklungsfort-
schritte des einzelnen Kindes in
direktem Austausch zwischen Lehr-
kräften, pädagogischen Mitarbei-
terinnen und Eltern kommuniziert
werden.

– Dadurch dass die pädagogischen
Mitarbeiterinnen (respektive die zu-
ständige Einrichtungsleitung des
Maßnahmeträgers) in die schuli-
schen Planungs- und Steuerungs-
gremien eingebunden werden, kann
die Umsetzung schulspezifischer
Zielsetzungen einerseits und die
Rückbindung ganztagsspezifischer
Entwicklungen andererseits dauer-
haft sichergestellt werden. Ein wei-
tergehender Schritt wäre z. B. die
Etablierung „pädagogischer Kon-
ferenzen“ wo Lehrkräfte und päd-
agogische Fachkräfte der OGATA
das Angebot bzw. qualitative Stan-
dards vereinbaren und festlegen.

4. Einflussnahme des
Modellprojektes auf das
Trägerhandeln

Das Modellprojekt hat entschei-
dend zur Weiterentwicklung der Or-
ganisationsstruktur und strategischen
Ausrichtung der Katholischen Jugend-
werke in Leverkusen beigetragen. Es
wurde Anfang 2005 der neue Arbeits-
schwerpunkt „Jugendhilfe und Schule“
strukturell verankert und personell
abgesichert. Zusätzlich wurde mit der
Festlegung des neuen strategischen
Ziels zur Zusammenarbeit zwischen
Jugendhilfe und Schule eine neue für
den Gesamtverein relevante strategische
Zielsetzung festgelegt.

Als Folge der überwiegend undiffe-
renzierten Definition, was unter den
Elementen Betreuung, Erziehung und
Bildung verstanden wird, wurde ver-
einsintern festgelegt, dass das päda-
gogische Handlungskonzept der Ka-
tholischen Jugendwerke in jedem Fall
eine Abgrenzung und Begriffsbestim-
mung der Elemente Betreuung, Erzie-
hung und Bildung vornehmen soll.
Dies wurde mit dem am 14.04.05 vor-
gelegten pädagogischen Handlungs-
konzept umgesetzt.

Das Projekt
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Das ProjektAus Sicht der Katholischen Jugend-
werke ist es gelungen, auf Basis einer
konstruktiven Zusammenarbeit mit
Vertretern des Jugend- und Schulver-
waltungsamtes den Perspektivprozess
zur Entwicklung weiterer Kooperations-
strukturen von Schule und Jugendhilfe in
Leverkusen anzustoßen.

Als Resultat dieser Überlegungen
erfolgte Ende 2004 die Antragstel-
lung beim LVR zur Durchführung des
Modellprojektes „Entwicklung koo-
perativer Strukturen von Jugendhilfe
und Schule in Leverkusen“.

Dieses neue Projekt, welches am
01.08.2005 gestartet ist, soll zur Aus-
gestaltung, Vertiefung und langfris-
tigen Festigung der für die Kooperati-
on zwischen Jugendhilfe (freien
Trägern) und Schule relevanten Spe-
zifika und notwendigen Strukturen
beitragen sowie die an diesem Prozess
Beteiligten bei der Entwicklung von
neuen Angeboten sowie qualitativen
Standards in Leverkusen, einbezie-
hen, begleiten und unterstützen.

Die Qualität des neuen Modellpro-
jektes wird darin bestehen, dass die
bereits gewachsenen  kooperativen
Strukturen von Jugendhilfe und
Ganztagsgrundschule genutzt wer-
den, damit weitergehende Koopera-
tionsstrukturen unter Berücksichti-
gung aller Leistungsbereiche der
Jugendhilfe mit weiterführenden
Schulen in Leverkusen etabliert wer-
den können.

Die Erfahrungen im Verlauf des
beschriebenen Modellprojektes ha-
ben gezeigt, dass jegliche Weiterent-
wicklungen innerhalb der Kommu-
ne nur dann optimal verlaufen, wenn
das örtliche Jugendamt in die Pla-
nungsprozesse eingebunden ist und
die Projektziele mit trägt.

Aus diesem Grund wurde das neue
Modellprojekt von Beginn an so an-
gelegt, dass es in enger Abstimmung
mit dem örtlichen Jugendamt durch-
geführt wird. In der projekteigenen
Steuerungsgruppe sind daher der Ju-
gendhilfeplaner, die Abteilungen Ju-
gendförderung und Erziehungshilfe
sowie Vertreter des Schulamtes einge-
bunden.

Kontakt:
Katholische Jugendwerke

Leverkusen e. V., Michael Hir th,
Goethestraße 11, 51379 Leverkusen.

Tel.: 02171/4901-33,
Telefax 02171/4901-30

E-Mail: michael.hirth@kjw-lev.de

proko
Professionalisierung von Kooperation
zwischen Hilfen zur Erziehung und
Schulen für Erziehungshilfe
Ergebnisse aus einem LVR-Modellprojekt
von Karsten Schneider

Viele Jugendhilfe-Einrichtungen
und Schulen für Erziehungshilfe kön-
nen auf eine Tradition der Zusam-
menarbeit zurückblicken. Das Gelin-
gen von Kooperation scheint jedoch
häufig davon abhängig zu sein, ob
sich einzelne Kollegen sympathisch
sind und „miteinander können“.
Zudem wächst der Bedarf an systema-
tischer Regelung der Zusammenar-
beit im Zuge der sich zunehmend
ausdifferenzierenden Bedarfslagen
und der damit verbundenen größe-
ren Vielfalt von Angeboten. Daher
hat das Institut quer der Stiftung
„Die Gute Hand“ ein Qualitätsent-
wicklungsprojekt mit dem Titel „Pro-
fessionalisierung von Kooperation
zwischen Hilfen zur Erziehung und
Schule für Erziehungshilfe“ (proko)
durchgeführt.

Unterstützt wurde proko durch För-
dermittel des Landschaftsverbandes
Rheinland und des Diözesan-Cari-
tasverband für das Erzbistum Köln.
Danken möchten wir insbesondere
den Fachkräften aus den beteiligten
Einrichtungen und Schulen für ihre
engagierte Mitwirkung, die vielen kre-
ativen Ideen und die Innovationsbe-
reitschaft

Projektziele und -ablauf

Das Ziel dieses Vorhabens bestand
darin, sowohl bezüglich der Planung
als auch hinsichtlich der Umsetzung
Verbesserungsmöglichkeiten bei der
Kooperation auszuloten, auszupro-
bieren und zu evaluieren.

Mit acht Kooperationsteams in
Nordrhein-Westfalen wurde jeweils
eine Future-Search-Konferenz gestal-
tet. Hier skizzierten die Partner-Insti-
tutionen gemeinsam ihre jetzige Situ-
ation und leiteten daraus konkrete
Ziele für eine Kooperationsverbesse-
rung ab. Die Ziele wurden anschlie-
ßend in Arbeitsgruppen weiter ausge-

arbeitet und umgesetzt. Nach einer
mehrmonatigen Phase der Erprobung
wurde in jedem Tandem mittels einer
abschließenden Gruppendiskussion
überprüft, ob und in welchem Um-
fang die anfangs gesetzten Ziele er-
reicht wurden. Darüber hinaus wur-
de nach der Zufriedenheit mit den
erreichten Verbesserungen und nach
der daraus resultierenden Art der Zu-
sammenarbeit gefragt. Zusätzlich
wurde die Kooperationsveränderung
durch eine Fragebogen-Erhebung bei
Projektbeginn und gegen Ende der
Erprobungsphase erfasst, an der 61
Jugendhilfe-Mitarbeiter/-innen und
40 Lehrer/-innen beteiligt waren.

Erreichte
Kooperationsverbesserungen

Die erreichten Kooperationsverbes-
serungen lassen sich auf drei Ebenen
zusammenfassen:
– Zwischenmenschliches Klima: Das

Vertrauen in die Kompetenzen der
anderen Profession wuchs ebenso
wie die Bereitschaft, Einblick in die
eigene Arbeit zu gewähren. Gegen-
seitiger Respekt und Anerkennung
wurden vermehrt wahrgenommen.
Das Wissen vom Anderen verbes-
serte sich, z. B. in Form einer besse-
ren Kenntnis der schulischen
Förderplanung bei den Gruppen-
pädagogen/-innen oder in Form
einer größeren Vertrautheit seitens
der Lehrer/-innen mit dem Auf-
nahmeverfahren der Jugendhilfe-
einrichtung.

– Zielbezogene Kommunikation: Der
Informationsaustausch wurde ge-
haltvoller, direkter und flexibler,
was insbesondere bei Krisensituati-
onen als Zugewinn erlebt wurde.
Sowohl formelle Kontakte, z. B. bei
Hilfeplangesprächen, als auch in-
formelle, z. B. in Form von Tür-
und-Angel-Gesprächen, wurden
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häufiger. Zudem gaben die Fach-
kräfte bereitwilliger Auskunft über
das Kind und über nicht-realisier-
bare pädagogische Maßnahmen.
Gemeinsame Teamsitzungen und
Erziehungsplanung wurden in den
einen Tandems initiiert und in an-
deren effizienter organisiert.

– Strukturelle Verzahnung: Drei Tan-
dems rückten räumlich näher zu-
sammen – durch die Auslagerung
einer Klasse auf das Gelände der
Einrichtung oder durch den Auf-
bau einer Tagesgruppe bei der Schu-
le. Die Fachkräfte schrieben dieser
Entwicklung wesentliche Arbeitser-
leichterung zu. Sowohl die räumli-
che Nähe als auch eine Überschnei-
dung der Arbeitszeit von Lehrer/
-innen und Gruppenpädagogen/-
innen hing eng mit guter Koopera-
tion zusammen. Sie ermöglichen
mehr Begegnung und eine größere
Transparenz der Arbeitsfelder. Dies
erleichtert einen zeitnahen Infor-
mationsaustausch, regelmäßige Ab-
sprachen sowie eine enge Abstim-
mung der Förderung.
Die Verbesserung der Kooperation

bei Planung und Durchführung der
Förderung hatte aus Sicht der Fach-
kräfte vielfache Auswirkungen:
– Kinder und Jugendlichen erleben Grup-

penpädagogen/-innen und Lehrer/
-innen verstärkt als Einheit, die sich
austauschen und voneinander Be-
scheid wissen. Die Lücken im Netz
der Betreuung werden so enger. Nicht
zuletzt wird ein regelmäßiger Schul-
besuch eher erreicht und die ge-
meinsame Förderung den indivi-
duellen Bedarfslagen gerechter.

– Auch die Eltern erleben die beiden
Institutionen eher als einheitliches
Angebot. In gemeinsamen Gesprä-
chen geht es um gemeinsam getra-
gene Ziele. Eltern werden dadurch
mit weniger unterschiedlichen Aus-
sagen konfrontiert und erhalten
eine klarere Vorstellung, wie mit
ihnen und ihrem Kind gearbeitet
werden soll. Dies wirkt sich auch
positiv auf Akzeptanz und Mitwir-
kungsbereitschaft aus.

– Die Fachkräfte schildern die größere
Gemeinsamkeit als fachliche Berei-
cherung. Der verstärkte Austausch
zwischen den Fachkräften beider
Institutionen bedeutet zwar mehr
Arbeitsaufwand, wird jedoch
insgesamt als entlastend und be-
friedigend empfunden. Insbe-
sondere Fachkräfte mit größerer Be-
rufserfahrung sehen einen Gewinn
durch die erzielten Veränderungen.
Kooperationsverbesserung kann

nach den vorliegenden Erfahrungen
an verschiedenen Punkten besonders
aussichtsreich ansetzen:
– Die Fachkräfte erhalten – z. B. durch

Information oder Hospitation –
Einblicke in den Arbeitsalltag ihrer
Tandempartner.

– Gemeinsame informelle und formelle
Aktivitäten werden nicht nur an-
lässlich von Krisen sondern geplant
und regelmäßig durchgeführt. Sie
dienen sowohl der Kontaktpflege
als auch dem Herstellen einer ge-
meinsamen Linie bei der Förde-
rung der Kindern und Familien.

– Erziehungs- und Förderpläne werden
in gemeinsamen Gesprächsrunden
erarbeitet und in gegenseitiger Ab-
stimmung umgesetzt.

– Die formalen Beziehungen zwischen
den Institutionen sowie die Begeg-
nungsräume und -zeiten sind gestalt-
bare Rahmenbedingungen und da-
mit auch gute Ansatzpunkte für
gezielte Kooperationsverbesserung.
Das Bemühen um Kooperations-

verbesserung bringt zunächst eine
erhöhte Arbeitsbelastung mit sich.
Von der Mehrzahl der beteiligten
Fachkräfte wurde dieser Aufwand je-
doch letztlich als lohnend bewertet.

Der Abschlussbericht als Download
unter. www.lvr.de (Jugend)

Kontakt: Institut für Qualität in
Erziehungshilfen, Karsten Schneider,

Jahnstr. 25, 51515 Kürten-Biesfeld
Telefon 02207/708-290

E-Mail: quer@die-gute-hand.de

Politik und
Partizipation in
Ganztagsschulen
GEMINI Projekt

Ein neues Projekt der „Gemeinsa-
men Initiative der Träger politischer
Jugendbildung“ (GEMINI) will die
außerschulische politische Jugendbil-
dung in Ganztagsschulen und Ganz-
tagsangeboten unterstützen. Unter
dem Namen „Politik & Partizipation
in der Ganztagsschule“ werden Er-
fahrungen, Modelle und Anregun-
gen für die Weiterentwicklung der
politischen Kinder- und Jugendbil-
dung und der Schule gesammelt.

Außerschulische politische Jugend-
bildung bietet jungen Menschen
grundlegende und spezifische Kennt-
nisse zu allen Themenfeldern, die
politisch von Bedeutung sind. Sie
hilft, sich mit der individuellen und
gesellschaftlichen Umwelt kritisch
auseinander zu setzen, ein selbststän-
diges Urteil zu gewinnen und sich
selbstbewusst einzumischen. Sie
macht dort Angebote, wo Kinder und
Jugendliche sind. Auch in der Schu-
le. Zur Unterstützung partizipativer
Prozesse, als außerschulischer Lern-
ort oder bei der Arbeit von Schüler-
vertretungen ist die außerschulische
politische Jugendbildung erfahren
und geschätzt.

Neu ist ihre Beteiligung an den
aktuell entstehenden Ganztagsschu-
len. Hier kommen andere Anforde-
rungen auf Träger und Angebote zu:
eine engere Art der Zusammenarbeit
zwischen Schule und außerschulischer
Jugendbildung, eine neue Zeitstruk-
tur, andere Räume und unterschiedli-
che pädagogische Perspektiven.

Das Projekt ist ein Verbundprojekt
der GEMINI unter der Federführung
des Bundesarbeitskreises Arbeit und
Leben. Es wird von der Stiftung Deut-
sche Jugendmarke gefördert. Über die
laufende Arbeit des Projektes infor-
miert ein eigener Newsletter, den man
auf der Projekthomepage abonnie-
ren kann.

Nähere Informationen online unter:
www.politikundpartizipation.de

Quelle: BLK-Programm „Demokratie
lernen & leben“, Newsletter No. 23,

08/2005
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Das Ministerium für Generationen,

Familie, Frauen und Integration hat
seinen Beitrag zur Konsolidierung des
Haushalts geleistet. Trotz notwendi-
ger Einsparungen in Höhe von 20
Prozent auf gesetzliche und freiwilli-
ge Landesleistungen wird die beste-
hende Infrastruktur an Einrichtun-
gen, Angeboten und Trägern erhalten
bleiben können. Dies gilt für alle
Bereiche. Zugleich konnten politi-
sche Schwerpunkte gesetzt werden.
Dies sind die Sprachförderung, die
Horte und die Familienzentren. Der
Haushalt des MGFFI hat nach dem
Entwurf für 2006 ein Volumen von
1.249,5 Millionen Euro.

Die Kinder- und Jugendförderung
bleibt in dem Umfang erhalten, wie
sie derzeit erfolgt. Auch im kommen-
den Jahr sind im Haushaltsentwurf
wieder 75,1 Millionen Euro vorgese-
hen. Damit bleibt der Landesjugend-
plan stabil. Im Vordergrund stehen
die offene, die verbandliche, und die
kulturelle Jugendarbeit. Die Förder-
bedingen werden vereinfacht. Eine
Aufstockung auf 96 Millionen Euro
ab 2006 ist derzeit finanzpolitisch
nicht zu verantworten.

Kinder- und Jugendhilfe
im Haushalt 2006
Das MGFFI teilt mit:

Der Aufbau von Familienzentren
ist ein wichtiger Schritt hin zu mehr
Kinder- und Familienfreundlichkeit
in Nordrhein-Westfalen. Mit diesem
familiennahen Angebot soll ein
„Mehr“ für die Kinder und Familien
in Nordrhein-Westfalen erreicht wer-
den. Durch die Weiterentwicklung
von Kindertageseinrichtungen zu
Familienzentren sollen die unter-
schiedlichen Angebote der Kinder-
förderung und der Unterstützung der
Eltern zusammen geführt, Synergie-
effekte genutzt und zugleich die Zu-
gänge zur Beratung erleichtert und
verbessert werden.

Die Förderung von Kindern im Kin-
dergartenalter bleibt ein zentrales
Anliegen der Landesregierung. Die
Sprachförderung ist ein wesentlicher
Aspekt der vorschulischen Bildung.
Die Landesregierung will die Mittel
hierfür von derzeit 7,5 Millionen Euro
auf 15,6 Millionen Euro in 2006 mehr
als verdoppeln. Die frühkindliche
Sprachförderung ist der Schlüssel für
eine gelungene Integration. Nur, wer
die deutsche Sprache beherrscht, kann
sich in der Schule und später im Beruf
bewähren.

„Nicht an Bildung von Kindern
sparen“
Landesjugendhilfe-Ausschuss Rheinland plant Hearing zu
Kürzungen in NRW

Der Landesjugendhilfe-Ausschuss Rheinland beobachtet die Planungen
des Landes NRW für den Haushalt 2006 mit Sorge. Das wurde in der
Ausschuss-Sitzung der Politikerinnen und Politiker in Köln deutlich.

Die geplanten Haushaltskürzungen scheinen zu Lasten der vor- und
außerschulischen Bildung von Kindern zu gehen, sagte der Vorsitzende des
Landesjugendhilfe-Ausschusses Rheinland, Dr. Jürgen Rolle (SPD/ Rhein-
Erft-Kreis). Der Ausschuss plant deshalb für den 14.02.2006 eine Jugendhil-
fekonferenz als Hearing, zu dem Vertreter der kommunalen Jugendhilfe-
Ausschüsse, der freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe, des
Jugendhilfe-Ausschusses des Landtags und des NRW-Familien-Ministe-
riums eingeladen werden. Mit diesem Hearing sollen die Auswirkungen der
vorgesehenen Haushaltskürzungen auf die Kindergartenpraxis, die Fami-
lienbildung und die Jugendarbeit herausgearbeitet werden.

www.lvr.de, 06.12.2005
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Wie versprochen, bleibt es bei einer
Weiterförderung von Horten. Ein
weiterer Schwerpunkt wird auch in
den nächsten Jahren der Ausbau der
U3-Betreuung sein.

Insgesamt sind im Haushaltsent-
wurf 2006 für die Kindertagesbetreu-
ung (GTK) 844,7 Mio. Euro (Vorjahr
949,2 Mio. Euro) vorgesehen. Dieser
Betrag setzt sich zusammen aus 835,3
Mio. Euro Betriebskostenzuschüsse
(Vorjahr 940,1 Mio. Euro) und 9,4
Mio. Euro Investitionskostenzuschüs-
se (Vorjahr 9,1 Mio. Euro). Insgesamt
leistet das Gesetz über Tageseinrich-
tungen für Kinder (GTK) einen Bei-
trag von 104,5 Mio. Euro zur Haus-
haltskonsolidierung. Das sind rund
11 Prozent und damit deutlich weni-
ger als in anderen Leistungsgesetzen
und Förderprogrammen. Dies macht
deutlich, dass die neue Landesregie-
rung einen Schwerpunkt bei Kindern
und Schule setzt. Dieser Haushalts-
konsolidierungsbeitrag setzt sich aus
zwei Komponenten zusammen:
1.Das bürokratische Elternbeitrags-

defizitausgleichverfahren fällt künf-
tig weg. Kommunen können die
Elternbeiträge künftig unter Beach-
tung einer sozialen Staffelung al-
lein festsetzen. Als Folge daraus wird
der so genannte Elternbeitragsdefi-
zitausgleich durch das Land in
Höhe von durchschnittlich rund
84,5 Mio. Euro pro Jahr nicht mehr
veranschlagt. (...) Diese Neurege-
lung ist der Einstieg in eine grund-
legende Reform der Finanzierung
des GTK und ein Beitrag zur Entbü-
rokratisierung.

2.Zusätzlich wird der bereits für das
Jahr 2005 von der ehemaligen Lan-
desregierung festgesetzte Trägerkon-
solidierungsbeitrag in gleicher Höhe
(72,1 Mio. Euro) fortgeschrieben.
Das bedeutet, dass der den Trägern
pro Gruppe zur Verfügung gestellte
Beitrag für Sachmittel pauschal ab-
gesenkt wird. (...)
Mit dem Haushaltsjahr 2006 wird

eine grundlegende Reform des GTK
zum Kindergartenjahr 2007/08 vor-
bereitet. Gründe sind die demografi-
sche Entwicklung und die zielgenaue
Förderung in Verbindung mit weite-
ren Angeboten wie der verstärkten
Sprachförderung, der Einführung
von Sprachfeststellungstests und der
Aufbau von Familienzentren.

www.mgffi.nrw.de
09.12.2005

Mit dem vorliegenden Haushalts-
entwurf 2006 schafft die Landesregie-
rung die Voraussetzungen für eine
bessere und verlässlichere Unterrichts-
versorgung. Zu den Schwerpunkten
gehören:

Der weitere Ausbau der offenen Ganz-
tagsangebote im Primarbereich auf der
Basis eines verdoppelten Lehrerstellen-
anteils.

Ab August 2006 setzt die Landesre-
gierung dafür zusätzlich 16 Mio. Euro
ein. Das Investitionsvolumen der
Ganztagsangebote in den Grund- und
Förderschulen im Primarbereich be-

Keine Haushaltseinsparungen
im Schulbereich
Das MSW teilt mit: Land setzt im Haushalt 2006
eindeutige Prioritäten für Schule und Unterricht

trägt dann 96,5 Mio. Euro jährlich.
Mit diesen Mitteln werden unter an-
derem 945 zusätzliche Lehrerstellen
finanziert. Ziel der Landesregierung
ist es, bis zum Jahr 2007 mehr als
200.000 Ganztagsangebote im Prim-
arbereich zu schaffen.

Die Fortsetzung der am 1. Februar
2006 beginnenden Förderung der Ganz-
tagshauptschule auf hohem Niveau.

Es stehen weiterhin über den 1.
August hinaus 620 zusätzliche Leh-
rerstellen für den Aufbau und Aus-
bau des Ganztags in dieser Schulform
zur Verfügung. Bis 2012 sollen 50.000
vollwertige Ganztagsangebote in der
Hauptschule entstehen.

Schaffung von weiteren 1.000 Lehrer-
stellen zur Bekämpfung des Unterrichts-
ausfalls.

Die Landesregierung hat verspro-
chen, in dieser Legislaturperiode 4.000
Lehrerstellen gegen den Unterrichts-
ausfall zu schaffen. 1.000 zusätzliche

Stellen hat sie im Jahr 2005 eingerich-
tet. Weitere 1.000 zusätzliche Lehrer-
stellen werden im Jahr 2006 folgen.
Die restlichen 2.000 Lehrerstellen
werden in den kommenden Jahren
bereitgestellt.

Schulen erhalten zusätzliche Lehrer-
stellen, die von der alten Landesregie-
rung für Aufgaben in Schulaufsicht und
Schulverwaltung in Anspruch genommen
wurden.

Zum 1. August werden Schulen auf
Grund dieser Maßnahme mindestens
250 Stellen erhalten. In den Folge-
jahren wird die kritische Prüfung des
Ressourcenverbrauchs intensiv fort-
gesetzt, um die Unterrichtssituation
in den Schulen des Landes noch wei-
ter zu verbessern.

Einrichtung einer dauerhaften Vertre-
tungsreserve für Grundschulen.

Für die Grundschulen wird mit 900
Stellen eine dauerhafte Vertretungs-
reserve eingerichtet. Die Landesregie-
rung will damit gezielt gegen den
Unterrichtsausfall in dieser Schulform
vorgehen. Die Vertretungsreserve wird
durch die Schulämter des Landes or-
ganisiert. Die Vertretungsreserve wird
aus einem Teil der bisher nur für
befristete Beschäftigungsverhältnisse
zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel finanziert.

Fortsetzung der Finanzierung der
Ersatzschulen auf einem hohen Niveau.

Die dramatische Situation des Lan-
deshaushalts führt dazu, dass andere
gesetzliche Leistungen des Landes um
bis zu 20 Prozent gekürzt werden. Die
für unser Bildungssystem wichtigen
Ersatzschulen und ihre Träger kön-
nen sich darauf verlassen, dass die
bisherige Förderung mit einem Volu-
men von mehr als 1 Mrd. Euro jähr-
lich nicht zur Disposition steht. Die
von der alten Landesregierung für
das Jahr 2005 verfügte Kürzung der
Ersatzschulfinanzierung um 15 Mio.
Euro ist bereits im 2. Nachtragshaus-
halt 2005 durch die Landesregierung
rückgängig gemacht worden.

www.bildungsportal.nrw.de
12.12.2005
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Ab sofort können sich die rund 740
Hauptschulen in Nordrhein-Westfa-
len über die Schulträger für eine
Umwandlung in echte Ganztagsschu-
len bewerben. Das hat Schulministe-
rin Barbara Sommer in Düsseldorf
erklärt. Dies sei der erste Schritt der im
Herbst vorgestellten Qualitätsoffen-
sive Hauptschule.

Bewerben können sich alle Haupt-
schulen, die ein pädagogisches Kon-
zept für den Ganztagsbetrieb beschlos-
sen und Einvernehmen mit dem
Schulträger hergestellt haben.
– Schulen, die schon jetzt über ein

differenziertes Ganztagskonzept
oder Erfahrungen im Ganztagsbe-
trieb verfügen und bei denen die
notwendigen Gremienbeschlüsse
des Schulträgers bereits vorliegen,
können sich bis zum 19. Januar
2006 bewerben, um schon zum 1.
Februar 2006 mit dem Aufbau des
Ganztagskonzeptes schrittweise
beginnen zu können. Die Bewer-
bungen sind vom Schulträger an
die Bezirksregierungen zu richten.

Ganztagshauptschulen:
Ausbau beginnt
Schulministerin Sommer: „Hauptschulen
können sich ab sofort für die Umwandlung
in echte Ganztagsschulen bewerben“

– Alle übrigen Schulen können sich
bis zum 15. März 2006 bewerben,
um dann zu Beginn des neuen
Schuljahrs am 1.8.2006 mit dem
Aufbau des Ganztagsbetriebs zu
beginnen. Die Bewerbungen sind
vom Schulträger an die Bezirksre-
gierungen zu richten.
Genaueren Aufschluss über die Be-

dingungen, unter denen sich Schul-
träger und Schulen bewerben kön-
nen, sind in zwei Erlassen geregelt,
die als Referentenentwürfe im Bil-
dungsportal einzusehen sind.

Über die genauen Modalitäten des
neuen Ganztagsangebotes in den
Hauptschulen sind in der vergange-
nen Monaten zahlreiche Gespräche
auf allen Ebenen geführt worden.
(...) Viele wertvolle Hinweise und Wün-
sche konnten daher bereits in die
Erlassentwürfe eingearbeitet werden.
Zusätzlich sind in allen Regierungs-
bezirken des Landes mit den Vertre-
tern der Kommunen und Kreise Ver-
waltungsgespräche geführt worden.
Das neue Modell der Ganztagshaupt-

schule hat dabei bereits viel Zuspruch
und Resonanz gefunden.

„Die neue Ganztagshauptschule
wird (...) eine verbindliche Ganztags-
schule werden und besondere Förde-
rangebote in schulischer Verantwor-
tung aufbauen“, so Ministerin
Sommer. In den neuen Ganztags-
hauptschulen sollen für die Jahrgangs-
stufen 5, 6 und 7 zukünftig an fünf
Tagen in der Woche Unterricht, be-
sondere Förderangebote, aber auch
Maßnahmen außerschulischer Part-
ner, die von Kultur über Musik und
Sport, wie über Themen aus Wirt-
schaft und Handwerk reichen, ange-
boten werden. In den Jahrgängen 8,
9 und 10 soll an mind. drei Tagen
Ganztagschule angeboten werden.

Für den schrittweisen Auf- und
Ausbau der Schulen in echte Ganz-
tagsschulen werden nach dem Wil-
len der Ministerin im Endausbau 500
zusätzliche Lehrerstellen zur Verfü-
gung stehen. Die neuen Ganztags-
hauptschulen werden einen Perso-
nalzuschlag in Höhe von 30 Prozent
auf ihren Grundstellenbedarf bekom-
men. Ein Drittel davon kann von
den Schulen für zusätzliche Förde-
rangebote auch außerschulischer Part-
ner -– je nach Angebot, Problemlage
und schulischem Konzept  – verwandt
werden. Die Schulträger können pa-
rallel dazu für notwendige Umbau-
ten Mittel aus dem IZBB-Programm
des Bundes beantragen.

www.bildungsportal.nrw.de
02.01.2006

250 Sozialpädagogenstellen an
Hauptschulen gesichert

Die Landesregierung wird die 250 Sozialpädagogen, die an den Hauptschu-
len des Landes wertvolle Arbeit leisten, dauerhaft weiterbeschäftigen. Sie
waren von der alten Landesregierungen befristet bis zum 31. Juli 2006
eingestellt worden.

„Die Landesregierung hält ihr Wort, dass der Schulbereich von den
Einsparungen ausgenommen ist. Mit dem Erhalt der Arbeitsplätze der 250
Sozialpädagogen wird die oftmals schwierige Arbeit an Hauptschulen unter-
stützt“, sagte Schulministerin Barbara Sommer.

Staatssekretär Günter Winands hat heute die Bezirksregierungen des Landes
gebeten, die befristeten Arbeitsverträge in Dauerbeschäftigungsverhältnisse
umzuwandeln.

Die Sozialpädagogen sind Beginn des Schuljahres 2003/2004 eingestellt
worden. Im Rahmen ihrer Arbeit bieten sie umfangreiche Unterstützungsan-
gebote für die Kinder und Jugendlichen, aber auch für ihre Eltern an. Sie
arbeiten eng mit den Lehrkräften, der Schulleitung und auch mit außerschu-
lischen Beratungsinstitutionen zusammen.

www.bildungsportal.nrw.de, 14.12.2005
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Eine begabungsgerechte, individu-
elle Förderung von Kindern in einem
leistungsstärkeren, dynamischen
Schulsystem, ein Höchstmaß an Frei-
heit für Schulen in einem geregelten
Wettbewerb um die besten pädagogi-
schen Konzepte – dies hat die nor-
drhein-westfälische Landesregierung
auf den Weg gebracht. Das Kabinett
beriet und beschloss heute Eckpunk-
te zur Novellierung des Schulgesetzes.
Ministerpräsident Jürgen Rüttgers und
Schulministerin Barbara Sommer stell-
ten den Gesetzentwurf, der im Januar
den Verbänden und anschließend
dem Landtag vorgelegt wird, gestern
vor. „Die notwendigen Reformpro-
zesse können nur dann erfolgreich
gestaltet werden, wenn wir die Schu-
len in eine verantwortete Freiheit ent-
lassen. Unsere Schulen brauchen
mehr Freiheit und Vertrauen, und

„Schulen in verantwortete
Freiheit entlassen“
MSW plant Novellierung des Schulgesetzes

müssen sich andererseits an den Er-
gebnissen messen lassen. Der Staat
zieht sich aus der Detailsteuerung des
Schullebens zurück“, erklärte Rütt-
gers. Sommer sagte mit Blick auf die
Pisa-Studie, die den NRW-Schulen
Defizite in Sachen Qualität und sozi-
aler Gerechtigkeit bescheinigt: „Sozi-
ale Gerechtigkeit setzt eine bessere
Förderung von Kindern voraus. Kin-
der, die zu Hause nicht die Grundla-
gen vermittelt bekommen, die sie für
eine erfolgreiche Bildungskarriere
benötigen, brauchen mehr Hilfe als
bisher. Wir dürfen sie nicht allein
lassen.“

Die Eckpunkte zur Novellierung des
Schulgesetzes sehen u. a. vor:
– Kinder werden künftig zwei Jahre

vor der Einschulung auf ihre Sprach-
fertigkeiten hin getestet; im Bedarfs-
fall erhalten sie eine Förderung.

– Eltern werden künftig die Wahl der
weiterführenden Schule nicht mehr
erzwingen können, wenn ihr Kind
offenkundig für die von ihnen ge-
wünschte Schulform nicht geeig-
net ist.

– Die Schulzeit bis zum Abitur wird
auf zwölf Jahre verkürzt.

– Die gymnasiale Oberstufe wird re-
formiert, um ihre allgemeinbilden-
de Funktion zu stärken.

– Das Arbeits- und Sozialverhalten
von Schülern sowie ihr außerun-
terrichtliches Engagement werden
künftig in den Zeugnissen doku-
mentiert.

– Die disziplinarischen Rechte der
Lehrer/-innen werden gestärkt.

– Die Schulen werden eigenverant-
wortlich.

– Die Grund- und Berufsschulbezirke
werden abgeschafft. (...)

www.bildungsportal.nrw.de
13.12.2005

Unter dem Titel „Erfolgreich in
Ausbildung“ soll in der Region Ost-
westfalen-Lippe nach und nach ein
systematisches Übergangmanage-
ment von der Schule in den Beruf
aufgebaut werden. Vorbild ist das in
der vergangenen Woche mit dem Carl
Bertelsmann-Preis ausgezeichnete
„Hamburger Hauptschulmodell“. Mit
der Einführung des Modells erhalten
Hauptschüler ab sofort einen An-
sprechpartner für den Übergang von
der Schule in den Beruf. Das Modell
basiert auf einer gemeinsamen Bera-
tung und Begleitung der Hauptschul-
abgänger durch Fachkräfte in regio-
nalen Koordinierungsstellen. In dieses
Übergangsmanagement sind Lehrer,
Berufsberater und Personalfachleute
aus Unternehmen eng einbezogen.
Sie ermitteln im direkten Austausch
die Interessen und Stärken der Schü-
ler, beraten bei der Berufswahl und

„Erfolgreich in Ausbildung“
Start in Ostwestfalen-Lippe
Systematisches Übergangsmanagement
von der Schule in den Beruf

unterstützen die Schüler intensiv bei
der Suche nach einem geeigneten
Ausbildungsplatz.

Die Konzepte für die Umsetzung
vor Ort sind verschieden. Sie basieren
auf der bereits vorhandenen Infra-
struktur zum Übergang Schule - Be-
ruf, der unterschiedlichen Ressour-
cenlage und weiteren regionalen
Besonderheiten. Während das Pro-
jekt in Gütersloh mit Hilfe der Bil-
dungs- und Schulberatung des Krei-
ses Gütersloh an 15 Haupt- und drei
Gesamtschulen flächendeckend um-
gesetzt wird, hat sich der Verein BAJ
in Verbindung mit der gemeinnützi-
gen Personalentwicklungsgesellschaft
REGE in Bielefeld sechs Haupt- und
zwei Gesamtschulen vorgenommen.
Die Wirtschaftsförderung in Minden-
Lübbecke beginnt zunächst mit sechs
Hauptschulen und das Netzwerk Lip-
pe wird mit vier Hauptschulen star-

ten. Im Kreis Herford ist das Regiona-
le Bildungsbüro bereits seit Jahren an
der Schnittstelle Schule Beruf tätig.

Bislang haben elf Unternehmen,
die Bezirksregierung Detmold, die
Kommunen und die Agenturen für
Arbeit Unterstützung signalisiert. Eine
Unterstützungsstelle bei der Weidmül-
ler Stiftung sorgt für die inhaltliche
Vernetzung und die Entwicklung ge-
meinsamer Standards und qualifi-
ziert und berät die Partner. (...)

Kontakt: Martina Helmcke, Geschäfts-
führerin Initiative für Beschäftigung

OWL e. V., Telefon 0173/5258155
Bertelsmann Stiftung, 16.09.2005
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Kulturelle Bildung in der Ganztags-
schule ist auch das Thema der aktuel-
len Ausgabe des vom Ministerium für
Schule und Weiterbildung und vom
Ministerium für Generationen, Fa-
milien, Frauen und Integration des
Landes Nordrhein-Westfalen heraus-
gegebenen Newsletters (Ausgabe 3/
05). – Aus dem Inhalt:
– Einstein muss es wissen. Kultur in

der Schule.
– Adressen für Kulturelle Bildung.
– „MIXED UP“-Wettbewerb der BKJ.
– KulturLernwelt Essen.

Offene Ganztagsschule im
Primarbereich Infos & mehr
Kultur macht Schule
Newsletter 5/05

Das Jahr 2005 war das Jahr der
Kooperationen – und auch im neuen
Jahr wird sich die vielfältige Land-
schaft der Zusammenarbeit zwischen
schulischen und außerschulischen
Partnern weiter ausweiten.

Der Newsletter „Kultur macht Schu-
le“ beschäftigt sich intensiv mit dem
Thema der Qualitätssicherung von
Kooperationen. Auf welchem Diskus-
sionsstand wir uns nach der bundes-
weiten Fachtagung „Qualität von Ko-
operationen zwischen kulturellen
Partnern und Ganztagsschulen“
(Ende Oktober in Berlin) befinden,
erfahren Sie in der neuen Ausgabe.

Die Themen dieses Newsletters im
Überblick:

– Fachtagung „Qualität von Koope-
rationen“: ein Rückblick

– MIXED UP – Wettbewerb für Koo-
perationen: die Preisträger 2005

– Neue Arbeitshilfe: Ländersynopse
zur kulturellen Bildung in Ganz-
tagsschulen

– Tipps und Termine 
Der Newsletter von „Kultur macht

Schule“ – dem bundesweiten Netz-
werk für Kooperationen – dient als
Plattform für alle, die sich mit dem
Thema „kulturelle Bildung in Ganz-
tagsschulen“ beschäftigen. Werden
auch Sie Netzwerkpartner und nut-
zen Sie unsere Homepage, um ein
Projekt vorzustellen, auf Termine auf-
merksam zu machen oder einen Fach-
beitrag zu veröffentlichen.

Der Newsletter als Download sowie
weitere Infos & Materialien unter:

www.kultur-macht-schule.de 

– Akki aus Düsseldorf erhält Kultur-
preis für Ganztagsprojekte.

– Kommunale Unterstützung für Ver-
netzung.

– „You can change your life in a
dance-class.“ Kreativer Tanz in der
offenen Ganztagsgrundschule.

– Gemeinsam für Musikalische Bil-
dung. Modellprojekt beendet.

– Aktuelles: Nachrichten, Tipps,
Termine.

 Kostenloser Download unter:
www.Ganztag.nrw.de

www.ganztag.nrw.de
Der vom Landesinstitut für Schule gestaltete Internet-Auftritt zum
„Ganztag“ in NRW bietet u. a.
– aktuelle Informationen u.a zu Tagungen, Fortbildungen,  Förderung

und Antragsverfahren,
– Praxisbeispiele,
– Materialien & Richtlinien,
– Beratungskontakte/-partner landesweit und vor Ort in den Regionen,
– Standorte von u.a. Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich und
– eine Job-Börse als Markplatz zur Vermittlung von Jobs.

Kulturelle Bildung in der OGS
Neuer Newsletter GanzTag

Fachtag „E wie
Ernährung“

am 09.02.2006 in Köln
Im Jahr 2005 hat das Landesju-

gendamt Rheinland die Fachtagungs-
reihe „G wie Ganztag“ gestartet. Die
Reihe soll einen Beitrag für eine effek-
tive Fachlichkeit im Ganztag leisten.

Bei „E wie Ernährung“ stehen Fra-
gen der Organisation und Herrich-
tung von Räumen sowie Ausstattung
von Küchen neben jenen der Quali-
tät der Mahlzeiten. „Ernährung“ im
Ganztag betrifft die Ess- und Tisch-
kultur sowie soziale Aspekte: ange-
fangen bei den Elternbeiträgen bis
hin zum sozialen Miteinander und
der Förderung von Kommunikation.
Notwendig sind Konzepte der Ernäh-
rungs- und – übergreifend – Gesund-
heitserziehung, die auch die Zusam-
menarbeit mit Eltern vorsehen.
 Infos & Kontakt: karin.kleinen@lvr.de

www.lvr.de/jugend

nrw

Infos, Beratung
und Fortbildung

zum „Ganztag“ im
LJA Rheinland

Die Fachberatung „Offene Ganztags-
schule im Primarbereich“ im LJA

Rheinland informiert und berät
Kommunen (Jugend- und Schulver-
waltungsämter), freie Trägerzusam-
menschlüsse auf kommunaler und

Landesebene sowie Jugendhilfe-
und Schulausschüsse zur Einführung

der Offenen Ganztagsschule im
Primarbereich.

Ansprechpartner/-in sind:
im Regierungsbezirk Düsseldorf

Frau Dr. Kleinen (Tel. 0221/809-6940,
E-Mail: karin.kleinen@lvr.de),

im Regierungsbezirk Köln
Herr Mavroudis, Tel. 0221/809-6932,
E-Mail: alexander.mavroudis@lvr.de).
Informationen, Fortbildungsangebote

und Materialien der Fachberatung
zum „Ganztag“ unter:

www.lvr.de/FachDez/Jugend/
Fachthemen/Jugendhilfe+und

+Schule/Ganztagsschule/
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Bildung (S. 32 ff.)

Bildung ist der Schlüssel zur Zukunft

Bildung ist der Schlüssel für indivi-
duelle Lebenschancen und kulturelle
Teilhabe, für Entwicklung und Inno-
vation. Die Teilhabe aller an Bildung
und Ausbildung ist die zwingende
Voraussetzung dafür, dass keine Bega-
bung ungenutzt bleibt. Dazu muss
unser Bildungssystem insgesamt trans-
parenter und durchlässiger sein und
eine bessere individuelle Förderung
gewährleisten.

Der Zusammenhalt und die soziale
Entwicklung unserer Gesellschaft,
unser Wohlstand und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft hän-
gen immer stärker davon ab, welchen
Stellenwert Bildung erhält. Bildung
ist der entscheidende Zukunftsfaktor
für unser Land, aber auch für die
Chancen jedes einzelnen Menschen.

In Deutschland soll sich wieder
mehr Wohlstand durch Wachstum
und Innovation entwickeln können.
Dieses Ziel erreichen wir nur, wenn
alle ihre Leistungskraft und Talente
entfalten können. Deutschland
braucht die Bildung von Verantwor-
tungseliten, unabhängig von sozia-
ler Herkunft. Ein erfolgreiches Bil-
dungswesen muss Begabungen
fördern, Lernschwache stärken und
den engen Zusammenhang zwischen
sozialer Herkunft und Bildungserfolg
aufbrechen.

Chancengleichheit in der Bildung:
bessere Betreuung, frühe und
individuelle Förderung

Bildung und Betreuung für alle von
Anfang an: Die entscheidenden Wei-
chen für die Entwicklung eines Kin-
des werden am Anfang gestellt. Des-
halb machen wir uns dafür stark, alle

Koalitionsvertrag der
Bundesregierung zu
„Bildung“ und „Jugend“
Auszüge aus dem Koalitionsvertrag von
CDU, CSU und SPD vom 11.11.2005

Kleinkinder besser und individuell zu
fördern. Wir halten das Erlernen der
deutschen Sprache schon vor der
Grundschule für notwendig.

Ganztägige Bildung und Erziehung
schaffen erweiterte Möglichkeiten, alle
Talente zu fördern und die Schwä-
chen auszugleichen. Zudem wird es
Eltern durch ganztägige Angebote
leichter gemacht, Familie und Beruf
miteinander zu vereinbaren.

Deshalb setzen wir uns für den
weiteren Ausbau von Ganztagsschu-
len ein. Die für das Investitionspro-
gramm „Zukunft, Bildung und
Betreuung“ zum Bau von Ganztags-
schulen geplanten Haushaltsmittel
des Bundes in Höhe von rund 4 Mrd.
Euro sollen bis zum Ende der Legisla-
turperiode abrufbar bleiben.

Wir werden auch in Zukunft unse-
ren Beitrag leisten, damit sich Deutsch-
land an internationalen Vergleichs-
studien wie etwa PISA beteiligen kann.
Wer sich verbessern will, muss wissen,
wo er steht.

Wir streben an, die Bildungsbe-
richterstattung weiter zu entwickeln
und als Konstante der Bildungspoli-
tik im Zusammenwirken von Bund
und Ländern zu etablieren. Flankie-
rend werden wir die empirische Bil-
dungsforschung im Rahmen der All-
gemeinen Forschungsförderung
stärken, um Erkenntnisse zu gewin-
nen, die Bund und Ländern bei der
Weiterentwicklung ihrer jeweiligen
Aufgaben im Bildungsbereich dienen
können.

Die duale Berufsausbildung stärken
– Ausbildungschancen für jeden
jungen Menschen

Das deutsche System der dualen
Berufsausbildung ist für unser Land
ein internationaler Wettbewerbsvor-
teil. Es ist eine Erfolgsgeschichte, die
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wir fortsetzen wollen. Für den Einzel-
nen bietet es nach wie vor einen
guten Einstieg in eine erfolgreiche
berufliche und persönliche Entwick-
lung und stellt immer noch den bes-
ten Schutz vor Arbeitslosigkeit dar.
Für die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft gewinnt die beruf-
liche Bildung zunehmend an Bedeu-
tung. Es bleibt unser Ziel, dass jeder
ausbildungswillige und -fähige Ju-
gendliche ein Ausbildungsangebot
erhält.

155.000 bzw. 17,1% der 25-Jährigen
haben keinen Abschluss der Sekun-
darstufe II, d.h. sie haben weder eine
Berufsausbildung abgeschlossen noch
Abitur. Die Jugendarbeitslosigkeit
bleibt ein dringend zu lösendes Pro-
blem der Arbeitsmarkt-, aber auch
der Bildungspolitik in Deutschland.

Die Bundesregierung wird alle ihr
zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten ergreifen, um das Ziel, dass
kein Jugendlicher unter 25 Jahre län-
ger als drei Monate arbeitslos ist, zu
erreichen. (...) Jugendliche und Er-
wachsene ohne Abschluss sollen eine
„Zweite Chance“ erhalten, um einen
Schulabschluss nachholen oder eine
Ausbildung erfolgreich durchlaufen
zu können.

Bewährte Maßnahmen zur Ein-
stiegsqualifizierung und zur Verbes-
serung der Ausbildungsfähigkeit und
-reife werden wir fortsetzen. Für Ju-
gendliche mit schlechteren Startchan-
cen werden wir die Maßnahmen zur
Berufsausbildungsvorbereitung, zur
Verbesserung ihrer Ausbildungsfähig-
keit und -reife und die ausbildungs-
begleitenden Hilfen fortsetzen. Die
strukturelle Neuausrichtung der Be-
rufsvorbereitung wird den individu-
ellen Förderbedarf Jugendlicher zum
entscheidenden Kriterium machen.
(...)

Jugend (S. 104 ff)

Bessere Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen

Kinder und Jugendliche in politi-
sche, planerische und zukunftsorien-
tierte Entscheidungs- und Gestal-
tungsprozesse einzubeziehen, ist für
die Zukunftsfähigkeit eines demokra-
tischen Gemeinwesens unverzichtbar.
Aktionen vor Ort werden die meisten
Früchte tragen. Wir werden die Akti-
vitäten zur Partizipation gemeinsam
mit den Jugendverbänden weiterent-

wickeln, die Bedeutung der Kinder-
rechte stärker in die Öffentlichkeit
transportieren sowie Eltern, Lehrer
und pädagogische Fachkräfte infor-
mieren. Frühzeitige Heranführung von
Kindern und Jugendlichen an Politik
ist ein wichtiger Grundbaustein in
der Entwicklung des Politikverständ-
nisses. Kinder und Jugendlichen soll-
ten bei Planungen und Vorhaben,
die ihre Interessen berühren, in
altersgemäßer Weise einbezogen wer-
den. Hierzu werden wir in Abstim-
mung mit den Ländern und Kom-
munen „Beispiele der guten Praxis“
multiplizieren und das Thema auch
auf der Ebene des Bundes dauerhaft
verankern.

Die Europäische Union bietet neue
Chancen für die Gestaltung von Bil-
dungs-, Berufs- und Lebensverläufen
junger Menschen. Das erfordert so-
wohl die Einwirkung der nationalen
jugendpolitischen Akteure in euro-
päische Politikgestaltung als auch das
Mitdenken der europäischen Dimen-
sion bei der Gestaltung des lokalen,
regionalen und nationalen Kinder-
und Jugendangebots. Hierzu bietet
der „Pakt für die Jugend“ die besten
Chancen.

Wir werden uns dafür einsetzen,
dass die finanzielle Ausstattung des
EU-Programms „Jugend in Aktion“
für den Zeitraum 2007 bis 2013 die
Ausweitung der beteiligten Pro-
grammländer, die erhöhte Bedeutung
der europäischen Zusammenarbeit im
Jugendbereich, sowie die Erweiterung
der Altersgrenzen der Jugendlichen
entsprechend berücksichtigt.

Chancengleichheit in der Bildung

Der Übergang und der Wandel von
der Industriegesellschaft zur Infor-
mations- und Wissensgesellschaft
kann nur dann erfolgreich gestaltet
werden, wenn die Bildungs- und For-
schungspolitik ganz oben auf der
Agenda steht. Alle politisch Verant-
wortlichen sind gefordert, einen ent-
scheidenden Beitrag zum Aufbau von
Schlüsselqualifikationen von Kindern
zu leisten, die hierfür erforderlichen
Ressourcen bereit zu stellen und sie
effizient einzusetzen.

Die Bildung, Erziehung und Be-
treuung der Kinder in Familien, Kin-
dertageseinrichtungen und Schule
bilden das Koordinatensystem für
das gedeihliche Aufwachsen unserer
Kinder in einer dynamischen Welt.

Bildungsprozesse von Kindern und
Jugendlichen finden aber an vielen
Orten statt. Sie sind nicht nur an
Institutionen gebunden. Neben Fa-
milie, Schule und Kindertageseinrich-
tungen sind auch die Angebote der
Jugendarbeit, der kulturellen Jugend-
bildung, informelle Bildungsprozes-
se in der Gleichaltrigen-Gruppe sowie
im Umgang mit den Medien von
Relevanz.

Wir wollen, dass alle jungen Men-
schen die gleichen Chancen auf Bil-
dung haben.

Die Förderung aus dem Kinder- und
Jugendplan des Bundes wollen wir
daraufhin prüfen, ob sie der beson-
deren Situation der Jugendlichen in
Ostdeutschland entspricht. Wir wol-
len zu verbesserten Voraussetzungen
beitragen, unter denen Jugendlichen
ein Verbleib in ihrer Heimatregion in
Ausbildung und bei Berufsaufnahme
möglich ist.

Wir werden uns mit verschiedenen
Maßnahmen, zum Beispiel dem Girls´
Day und der Verbesserung der Berufs-
beratung, dafür einsetzen, dass das
Berufswahlspektrum von Mädchen
und Jungen erweitert wird, und ein
besonderes Augenmerk auf die Über-
windung von Geschlechterstereotypen
gelegt wird.

Aufwachsen ohne Gewalt

Wir bekämpfen Kindesmisshand-
lung und -vernachlässigung nach-
haltig, indem wir die Prävention stär-
ken, insbesondere im Rahmen der
internationalen und europäischen
Zusammenarbeit und durch innova-
tive Modellmaßnahmen zur Krimi-
nalitätsprävention und zur Verbesse-
rung des Opferschutzes.

Die Koalitionspartner verabreden,
den Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen nachhaltig zu verbessern.
Die aktuellen Regelungen sind ange-
sichts der rasanten Entwicklungen
im Bereich der Neuen Medien noch
nicht ausreichend, um den wachsen-
den Gefährdungen junger Menschen
auf dem Mediensektor wirksam ent-
gegenzutreten. (...)

Das Wächteramt des Staates und
der Schutzauftrag der Gemeinschaft
für von Gewalt betroffene und ver-
nachlässigte Kinder ist durch die Re-
form des KJHG gestärkt worden. Der
Bund wird die Umsetzung in die Pra-
xis durch geeignete Aktivitäten beför-
dern.
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Wir setzen uns in Zusammenarbeit
mit dem Verbraucherschutz für Selbst-
verpflichtungen der Kreditinstitute
ein, die sowohl präventiv Jugendli-
che vor Verschuldung bewahren als
auch Hilfe für bereits verschuldete
Jugendliche leisten. Ziel einer erfolg-
reichen Kooperation muss eine deut-
liche Abnahme der Verschuldung
junger Menschen in Deutschland
sein.

Chancen für benachteiligte
Jugendliche

Die berufliche Vorbereitung, Qua-
lifizierung und dauerhafte Integrati-
on junger Menschen in Arbeit und
Beschäftigung ist erklärtes Ziel der
Bundesregierung. Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit muss oberste Pri-
orität haben. Herausragendes Ziel
muss es sein, jungen Menschen zu-
kunftsorientierte Ausbildungs-, Be-
rufs- und Beschäftigungschancen zu
eröffnen. Die Akteure in den Berei-
chen SGB II, III und VIII sind aufge-
rufen, ihre Konzepte und Fördermaß-
nahmen stärker zu verzahnen und
zusammen mit der Wirtschaft für
junge Menschen eine Beschäftigungs-
expansion zu bewirken.

Junge Menschen, die aufgrund in-
dividueller sozialer Problemlagen den
Einstieg in  den ersten Arbeitsmarkt

auf Anhieb nicht schaffen, sind
besonders zu berücksichtigen. Hier
sind ergänzend zu den Arbeitsmarkt-
akteuren die Träger der Kinder- und
Jugendhilfe gefordert. Jugendliche
ohne Schulabschluss, insbesondere
Schulverweigerer, sind hierbei eine
besonders wichtige Zielgruppe.

Die Bundesregierung wird sich für
eine Verstätigung lokal wirksamer
Initiativen zur beruflichen Integrati-
on einsetzen und insbesondere die
Finanzierungsstrukturen bzw. -instru-
mente auf Kompatibilität, Effizienz
und Stringenz überprüfen. Auch in
der nächsten ESF-Förderperiode wer-
den jugendintegrative Maßnahmen
in den sozialen Brennpunkten des
Programms „Soziale Stadt“ durch die
Bundesregierung gefördert.

Wir wollen die rechtlichen Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass bei
öffentlichen Vergabeverfahren auf
Bundes-, Landes- und Kommunal-
ebene Unternehmen bevorzugt wer-
den können, die ausbilden.

Jugend für Toleranz und Demokratie

Wir wollen den Kampf gegen
Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit, für Demokratie und
Toleranz fortführen und auf Dauer
verstetigen. Es ist unser erklärtes Ziel,
das Verständnis für die gemeinsamen
Grundwerte und kulturelle Vielfalt
zu entwickeln und damit die Ach-
tung der Menschenrechte zu fördern
bzw. jede Form von Extremismus,
auch von links, zu bekämpfen. Ziel
ist es, den Handlungsrahmen von
Aktionsprogrammen umfassender
auszulegen. Damit können wir auch
einen wesentlichen Beitrag leisten,
einer zunehmenden Gewaltbereit-
schaft jungerMenschen entgegenzu-
wirken.

Es geht um Vielfalt, Respekt für
andere, Demokratie, Toleranz und
die Bekämpfung des Antisemitismus.
Wir wollen, dass Jugendliche vor Ort
motiviert werden und in ihrem Enga-
gement verlässlich unterstützt wer-
den. Dabei setzen wir auf ein engeres
Zusammenwirken mit Ländern und
Kommunen, mit Medien, den Kir-
chen, Wirtschaft, Gewerkschaften,
Sportvereinen, den Jugendverbänden
und vielen anderen. Integrierte loka-
le Strategien sind besonders Erfolg
versprechend. Es gilt, künftig noch
stärker Brücken zu den Projekten zu
schlagen, die sich mit gefährdeten

bzw. in der rechten Szene bereits ge-
festigten Jugendlichen beschäftigen.

Die Bundesregierung wird sich ein-
setzen für ein ganzheitliches Integra-
tionskonzept, das nicht nur den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt, auch und
gerade für sozial benachteiligte junge
Menschen, insbesondere junge Mig-
ranten abdeckt, sondern auch Maß-
nahmen vorsieht, die sich mit den
sozialen, kulturellen, religiösen,
sprachlichen und länderspezifischen
Unterschieden befassen. Positive Zu-
kunftsperspektiven, eine zufrieden
stellende Lebensqualität sowie akti-
ves soziales und gesellschaftliches
Engagement der jungen Menschen
sind wichtige Grundbedingungen,
wenn es darum geht, eine Rekrutie-
rung durch radikale Gruppen zu ver-
hindern. Länder und Kommunen
müssen im Sinne der Nachhaltigkeit
und der Verstetigung stärker mit ins
Boot geholt werden. Auch ist die
Bundesregierung bestrebt, den Dia-
log mit den Kirchen, Glaubensge-
meinschaften und religiösen Vereini-
gungen auf einer soliden Grundlage
zu intensivieren.

Kinder- und Jugendhilfe

Die Handlungsfähigkeit der nach
dem SGB VIII verantwortlichen Kom-
munen muss gestärkt werden, um die
Gestaltungsspielräume für Präventi-
on und ambulante Maßnahmen zu
erweitern (Prävention statt Repara-
tur). Die Koalitionspartner verabre-
den, die durch das KICK geänderten
Bestimmungen des SGB VIII nach
Ablauf des Jahres 2006 zeitnah zu
evaluieren und, wo dies nötig ist,
erneute Anpassungen vorzunehmen,
um Fehlsteuerungen zu vermeiden.
In diesem Zusammenhang ist die
Weiterentwicklung des SGB VIII,
insbesondere in den kostenintensi-
ven Regelungsbereichen, zu prüfen.

Eine produktive bildungspolitische
Wende bedarf der Einbeziehung und
wechselseitigen Zusammenarbeit al-
ler Bildungsorte. Nur wenn die Fami-
lie, die verschiedenen Bereiche der
Kinder- und Jugendhilfe sowie die
berufliche Ausbildung als Orte der
Bildung neben der Schule gezielt ge-
fördert werden, verbessern sich Bil-
dungs- und Teilhabechancen junger
Menschen.

Wir wollen Anregungen aus dem
12. Kinder- und Jugendbericht auf-
greifen und weiter entwickeln. Es gilt,
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Kooperationsstrukturen zu verbes-
sern, die jeweiligen Bildungs- und
Erziehungsaufträge von Elternhaus,
Schule und Jugendhilfe in gemeinsa-
mer Verantwortung wahrzunehmen
und künftig die Potenziale effektiver
auszuschöpfen, ohne fachliche Res-
sentiments und auf „Augenhöhe“.
Jugendhilfe und Schule sind noch
besser zu verzahnen. Der Bund wird
die Förderung, Vernetzung und den
Transfer guter Praxis voranbringen.

Die individuellen und sozialen
Kompetenzen junger Menschen wol-
len wir im Rahmen der Präventions-
arbeit im Sinne einer „Peer-Group-
Beratung“ verstärkt nutzbar machen,
zum Beispiel durch Tutoren- und
Mentorenprojekte in Kooperation
von Jugendverbänden und Schulen.

Die Erziehungskompetenz der El-
tern soll durch eine Neuausrichtung
der Familienbildung gestärkt werden;
auch sog. „bildungsferne“ Eltern
müssen erreicht werden; hierzu sind
insbesondere auch neue Medien ver-
stärkt für Elternbildung und Eltern-
beratung zu nutzen.

Jugendhilfe sollte sich auch unter
Effizienzgesichtspunkten entspre-
chend weiterqualifizieren; dringend
muss die Lücke im Bereich der Ju-
gendhilfe-Wirkungsforschung ge-
schlossen werden; Jugendhilfe muss
ihre Erfolge auch mit „harten Fak-
ten“ beweiskräftiger machen. (...)

Interkulturelle Kompetenz in der
Jugendhilfe stärken (S. 117 ff.)

Beim Ausbau und bei der Neukon-
zeption von Bildungs- und Betreu-
ungsangeboten in und außerhalb der
Schule müssen die spezifischen Be-
dingungen von Migrantenkindern
berücksichtigt werden, damit auch
sie Chancen auf gute Bildungsab-
schlüsse haben. Insbesondere die enge
Einbeziehung der Eltern durch schu-
lische und außerschulische Bildungs-
und Betreuungseinrichtungen ist für
Migrantenkinder wesentlich. Neben
einer besseren Kooperation mit Mig-
rantenorganisationen wollen wir die
Jugendmigrationsdienste weiterent-
wickeln. Die Zusammenarbeit der
Bildungs- und Betreuungsinstitutio-
nen und der Jugendhilfe im Sinne
einer Erziehungspartnerschaft muss
verstärkt werden.

Weitere Infos sowie Download des
gesamten Koalitionsvertrages unter:

www.bundesregierung.de

Seit 1998 erforscht das Archiv der
Jugendkulturen als einzige Einrich-
tung seiner Art systematisch jugend-
liche Szenen wie Punks, Skinheads,
Gothics, Raver und Fußballfans.
Dabei hat der (...) Verein sich interna-
tional so viel Renommee erarbeitet,
dass er als Träger mehrerer Modell-
projekte mit europäischer Unterstüt-
zung wirken kann. So arbeiten mehr
als ein Dutzend freiberuflicher „Trai-
ner/-innen“ im Auftrag des Archivs
und mit Förderung der Bundesregie-
rung in drei ostdeutschen Bundes-
ländern im Jugendstrafvollzug, um
im Rahmen des Projektes „Verant-
wortung übernehmen – Abschied von
Hass und Gewalt“ rechtsextreme Ge-
walttäter davon abzubringen, nach
der Haftentlassung gleich wieder rück-
fällig zu werden.

Im Projekt „Culture on the Road“
– u. a. finanziert von der Bundeszen-
trale für politische Bildung – werden
seit vier Jahren Fortbildungen für
Pädagogen/-innen, Eltern, Polizisten/
-innen und andere Erwachsene sowie
Projekttage für Schulen angeboten,
bei denen authentische Szene-Ange-
hörige Gleichaltrige zu kreativem
Engagement anleiten und zugleich
die bunte Vielfalt toleranter und Ge-
walt ablehnender Jugendkulturen
schmackhaft machen sollen. Denn,
so Klaus Farin, Leiter des Archivs, „die
beste Waffe gegen Rechtsextremismus
ist nicht der Kampf gegen Rechtsex-
treme, sondern die Förderung der
toleranten, nicht rechtsextremen Kon-
kurrenz. Dort, wo bunte Jugendkul-
turen stark sind, haben Rechte in der
Regel keine Chance.“

Das bestätigt nun auch eine aktuel-
le Untersuchung des „Archiv der Ju-
gendkulturen“. Ihr Fazit: „Die rechte
Szene hat ihren Zenit überschritten.
Die große Mehrzahl der ostdeutschen
Jugendlichen will mit denen nichts
mehr zu tun haben.“ 1001 Schüler/-
innen aus allen neuen Bundeslän-
dern wurden in der neuen Erhebung
des Archiv der Jugendkulturen im

Rechte Szene
auch im Osten out
Studie des Berliner „Archiv der Jugendkulturen“:
HipHop, Skateboarder und Punks sind am populärsten

bund

Rahmen des „Culture on the Road“-
Projektes befragt, 493 Jungen und
508 Mädchen aller Schulformen zwi-
schen 14 und 18 Jahren. Das Ergeb-
nis: Die rechte Szene führt die Anti-
pathie-Skala der ostdeutschen
Jugendlichen deutlich an, die Hip-
Hop-Szene, Punks und Skateboarder
dagegen genießen die größten Sym-
pathien. Die Gründe für die Ableh-
nung der Rechten: Die extreme Ge-
waltbereitschaft und ihr oft ebenso
extremer Alkoholkonsum schrecken
die Gleichaltrigen ab. Und: Die „Kon-
kurrenz“ ist einfach attraktiver. So
entscheiden sich schon 14-Jährige
eher für die bunten statt braunen
Szenen. „Obwohl die Erwachsenen-
gesellschaft überwiegend davon über-
zeugt ist, dass die heutige Jugend
immer gewalttätiger und moralisch-
ethisch orientierungsloser wird, ist
das Gegenteil richtig“, lautet das Fa-
zit des Jugendforschers Klaus Farin.
„Die Jugend ist besser als ihr Ruf.
Keine Generation lehnt Gewalt und
Intoleranz so sehr ab wie die Jugend-
lichen, keine legt so viel Wert auf
Fairplay, Toleranz und ein gewaltfrei-
es Miteinander. Würden mehr Er-
wachsene so denken wie die Jugend,
wäre unsere Gesellschaft eindeutig
zivilisierter.“ (erstellt am 01.12.2005)
Kontakt: Archiv der Jugendkulturen e.V.

 Fidicinstraße 3, 10965 Berlin, Telefon
030/6942934, Telefax 030/6913016

E-Mail: archiv@jugendkulturen.de
www.jugendkulturen.de
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Der Erfolg der bundesweit 16 Kom-
petenzagenturen für besonders be-
nachteiligte Jugendliche ist beacht-
lich: 90 Prozent der Absolventen
haben den Sprung in eine Ausbil-
dung oder Qualifizierungsmaßnah-
me geschafft. Die individuelle Betreu-
ung der fast 4.800 Jugendlichen im
Modellprogramm „Kompetenzagen-
turen“ des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend ist für Staatssekretär Gerd Hoofe
vorbildlich: „Wir müssen gerade den
benachteiligten Jugendlichen eine
gute Starthilfe ins Berufsleben geben.
Die Jugendhilfe ist mit den Kompe-
tenzagenturen ein wichtiger Baustein,
um die Arbeitsagenturen vor Ort zu
unterstützen. Unser gemeinsames Ziel
muss es sein, Jugendliche in Arbeit zu
bringen.“ Dies hob der Staatssekretär
anlässlich der heutigen Tagung „Er-
reichen, halten und vermitteln“ des

Kompetenzagenturen
Vorfahrt für benachteiligte
Jugendliche
Staatssekretär im Bundesjugendministerium Gerd Hoofe:
Kompetenzagenturen bieten Sprung in Ausbildung oder
Qualifizierung

Bundesministeriums zu den Erfolgen
der Kompetenzagenturen hervor.

Das Modellprogramm hat zum Ziel,
besonders benachteiligte junge Men-
schen trotz großer persönlicher, sozi-
al- und bildungsbedingter Handicaps
in Ausbildung, Arbeit oder Maßnah-
men zu vermitteln. In 16 Kompe-
tenzagenturen werden Jugendliche
erreicht, die sich zum großen Teil
selbst nicht (mehr) an die Angebote
der Hilfssysteme wenden. Als schwie-
rig gelten diese Jugendlichen deshalb,
weil bei ihnen gleich ein ganzes Bün-
del von Problemen zusammenkommt:
Sie sind drogenabhängig und straf-
fällig zugleich, haben vielfach Ab-
brüche von Beziehungen erfahren,
keinen Kontakt zur Familie, sind
wohnungslos und verschuldet. 38 Pro-
zent der jungen Menschen haben
Migrationshintergrund (West 48 Pro-
zent, Ost vier Prozent) und besuchen

die Hauptschule. 63 Prozent der jun-
gen Menschen benötigen eine ver-
tiefte Einzelfallhilfe, das so genannte
Case Management. Sprachförderung,
die Lösung sozialer Probleme und
Angebote der schulischen und beruf-
lichen Integration werden auf-
einander abgestimmt, um Maß-
nahmeschleifen und unnötige
Wartezeiten zu verhindern. Die
Jugendlichen werden individuell be-
gleitet, um soziale Stabilisierung und
berufliche Integration gleichermaßen
zu erreichen.

Der Aufwand des Case Manage-
ments lohnt: Etwa jeder Dritte (31 Pro-
zent) hat das Fallmanagement regu-
lär beendet nach durchschnittlich
acht Monaten. Davon konnten
47 Prozent in enger Zusammenarbeit
mit der Agentur für Arbeit in Ausbil-
dung oder Arbeit gebracht werden.
Weitere 47 Prozent der jungen Men-
schen besuchen eine weiterführende
Schule oder eine Integrationsmaß-
nahme. Nur in wenigen Fällen muss-
te die Begleitung unterbrochen wer-
den, weil z. B. Haftstrafen angetreten
wurden oder eine Rückkehr in das
Heimatland erfolgte.

Die Kompetenzagenturen haben
vor Ort mit der hohen Vermittlungs-
quote Anerkennung geerntet: Bereits
ein Jahr vor Ablauf der Programm-
förderung steht fest, dass in jedem
Fall sechs von ihnen ab Septem-
ber 2006 weitergeführt werden. Auch

Das Modellprogramm gibt den Anstoß für den Aufbau
von Kompetenzagenturen, die als fachlich anerkannte
Dienstleister eine zentrale Vermittlungs- und Lotsenfunkti-
on zur beruflichen und sozialen Integration besonders
benachteiligter Jugendlicher an sozialen Brennpunkten
und in strukturschwachen ländlichen Regionen einneh-
men. Diese Agenturen entwickeln und etablieren geeignete
Konzepte des Zuganges für die Jugendlichen, die für bishe-
rige Angebote nicht oder nur schwer erreichbar waren.

Mit den einzelnen Jugendlichen wird durch Profiling
und den anschließenden individuellen Entwicklungsplan
festgelegt, welche eigenständigen Leistungen des Jugendli-
chen gefordert sind und an welchen Stellen Förderung
möglich ist. Die Kompetenzagenturen zielen auf eine „pass-
genaue“ soziale und berufliche Integration, indem sie
Beratungs-, Unterstützungs- und Vermittlungsleistungen
anbieten. Die enge Einbindung in bestehende Netzwerke
ermöglicht, Angebotsdefizite festzustellen und Vorschläge
für deren Beseitigung zu machen.

Innovationen und Aktualität des Programms. – In ihrer
präventiven Orientierung nehmen die Agenturen die Pro-

bleme von Schulmüdigkeit, Schulverdrossenheit und
Schulverweigerung zum Anlass, eng mit den Akteuren
des ersten Bildungssystems zu arbeiten und damit Maß-
nahmekarrieren im Ansatz zu verhindern.

Die Kompetenzagenturen richten ihre Unterstützung
an den individuellen Multiproblemlagen besonders
benachteiligter Jugendlicher aus. Unterstützt durch die
Methoden „Case Management“ und „Coaching“ ver-
folgen sie einen am Individuum ausgerichteten Unter-
stützungs- und Förderungsansatz auf der Basis geeigne-
ter Kompetenzfeststellungsverfahren.

Zur Aktivierung der Selbsthilfepotenziale der Jugend-
lichen werden die Ressourcen des Elternhauses und des
familiären Umfeldes systematisch in die Unterstützungs-
planung mit einbezogen und umfassend gefördert.

Kontakt: INBAS GmbH, Regiestelle Kompetenzagenturen,
Herrnstraße 53, 63065 Offenbach am Main

Telefon: 069/27224-0, Telefax: 069/27224-30
E-Mail: regiestelle@kompetenzagenturen.de

Infos & Materialien unter:
www.kompetenzagenturen.de

Das Modellprogramm „Arbeitsweltorientierte Jugendsozialarbeit. Modellphase:
Kompetenzagenturen (2002 – 2006)
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Werkstattbericht
„Strategien und Methoden der
Kompetenzagenturen. Aus der Praxis des
Modellprogramms: Arbeitsweltbezogene
Jugendsozialarbeit“

Die Publikation gibt den aktuellen Entwicklungsstand des Modellpro-
gramms „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit – Modellphase: Kompe-
tenzagenturen“ wieder. Neun der insgesamt fünfzehn Kompetenzagenturen
stellen Schwerpunkte ihres spezifischen Case Management Ansatzes vor. Sie
berichten u.a. über bewährte Strategien und Methoden der Kompetenzfest-
stellung, die Prävention von Schulverweigerung, Ansätze aufsuchender Ar-
beit und vernetzte Zusammenarbeit. Ein Artikel widmet sich Empfehlungen
zu den Case Management Phasen Beziehungsaufbau, Kompetenzfeststellung
und Hilfeplanung, die von Mitarbeiter/innen der Kompetenzagenturen in
drei Arbeitsgruppen erarbeitet wurden.

Erste Erkenntnisse der bei der INBAS GmbH angesiedelten Regiestelle, der die
Organisation und Koordination des Modellprogramms obliegt und des
Deutschen Jugendinstituts, welches das Projekt wissenschaftlich begleitet,
schließen die Dokumentation ab.

Der Werkstattbericht zum Download unter www.kompetenzagenturen.de
Als Printversion zum Selbstkostenpreis von 12,- Euro bei: cress@inbas.com

für die übrigen bestehen ausgespro-
chen gute Aussichten. Finanziert
werden sie künftig von den Arbeits-
gemeinschaften von Arbeitsagentur
und Kommunen ebenso wie in Koo-
peration der Kommunen und Land-
kreise, unter Federführung der Ju-
gendhilfe. 

Staatssekretär Gerd Hoofe: „Das
Case Management der Kompetenz-
agenturen hat sich als äußerst wirk-
sam für die berufliche und soziale
Integration von jungen Menschen –
gleich welcher Herkunft – erwiesen.
Uns ist gelungen, was sonst selten
glückt: Das Konzept der Kompetenz-
agenturen wird vielerorts übernom-
men, noch ehe das Modellprogramm
endet - eben weil es sich an den bun-
desweit 16 Standorten als erstaun-
lich effektiv herausgestellt hat. Vor-
fahrt für Jugendliche heißt, keinen
zurückzulassen und jeden individu-
ell zu fördern und zu fordern.“

www.bmfsfj.bund.de
01.12.2005

bund

Ziele des Projektes
Das Vernetzungsprojekt Neue Wege

für Jungs ist als bundesweites Pilotpro-
jekt konzipiert. Es regt lokale Initiati-
ven zu spezifischen Angeboten für
männliche Schüler an, die sich an
den Bedürfnissen von Jungen beim
Übergang Schule und Beruf orientie-
ren. Eine Zusammenstellung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zu diesem
Themenfeld wird in Form einer Ex-
pertise erstellt und Basis für die kon-
zeptionelle Entwicklung der pädago-
gischen Angebote sein. Bereits
bestehende Initiativen und Projekte
für Jungen ab Klasse 5 zur Berufswahl
und Lebensplanung sowie Angebote
für Jungen am „Girls´Day – Mäd-
chenzukunftstag“ werden damit
erstmals gebündelt und verstetigt,
Multiplikatoren erhalten Unterstüt-
zung und profitieren von bundes-
weiter Vernetzung und Dialog. Jun-
genspezifische Praxismodelle zielen

Neue Wege für Jungs
Bundesweites Pilotprojekt zur Berufs-
und Lebensplanung mit Schülern
von Miguel Diaz

auf die ganzheitliche Förderung, d.h.
die Erweiterung des Berufswahlspektrums
von Jungen, die Flexibilisierung männ-
licher Rollenbilder und die Stärkung der
Sozialkompetenz. Konzepte für Jun-
gen können nicht aus der Praxis der
Mädchenförderung übernommen
werden, deshalb unterstützt das Pro-
jekt die Entwicklung neuer jungenge-
rechter Aktionsformen.

Das eingerichtete Service-Büro Neue
Wege für Jungs dient als Plattform für
Austausch und Vernetzung für alle
Aktiven und richtet sich an Lehrkräf-
te, soziale Fachkräfte, Berufsberaten-
de, Personal- und Ausbildungsverant-
wortliche und Eltern. Eine enge
Zusammenarbeit und Abstimmung
mit der Bundeskoordinierungsstelle
des „Girls´Day – Mädchen-Zukunfts-
tags“ ist gewährleistet. Das Projekt
Neue Wege für Jungs wird mit einer
Laufzeit vom 01.02.2005 - 31.12.2007
vom Bundesministerium für Familie,

Senioren, Frauen und Jugend und
aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds gefördert.

Hintergründe des Pilotprojektes

Ergebnisse der PISA-Studie rücken
die Bildungs- und Berufschancen von
Jungen ins Blickfeld. Strukturelle Ar-
beitsmarktveränderungen betreffen
einige bisher traditionell männliche
Berufsfelder in der industriellen Pro-
duktion und im Baugewerbe. Die
Anforderungen an Berufe im wach-
senden Wissens- und Dienstleistungs-
sektor nehmen zu. Eine geschlechter-
stereotype Berufswahl von Teil-
gruppen der Jungen (Hauptschüler,
Migranten) ist angesichts dieser Ver-
änderungen verbunden mit sin-
kenden Zukunftschancen auf dem
Arbeitsmarkt. Eine Flexibilisierung der
Berufswahl und erweiterte Orientie-
rung sowie die Anpassung an die
gestiegenen Anforderungen vor
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allem im Bereich der sogenannten
Soft Skills kann neue Perspektiven
für Jungen eröffnen. Die zunehmen-
de Erwerbsbeteiligung von Frauen for-
dert zudem verstärkt eine partner-
schaftliche Teilung der Familien- und
Erwerbsarbeit für Frauen und Män-
ner und eine Neuorientierung der
männlichen Rolle. Auch die Femini-
sierung der Erziehung und Bildung
wird zunehmend problematisiert und
fördert die öffentliche Diskussion um
mehr Präsenz von Männern in den
bislang eher untypischen Berufsbe-
reichen und in der privaten Fürsorge.
Verschiedene außerschulische Initia-
tiven haben bereits im Vorjahr am
„Girls´ Day – Mädchen-Zukunftstag“
spezielle Jungenaktion angeboten,
einzelne Schulen praktizieren bereits
spezifische Modelle getrennt für Jun-
gen und Mädchen. Diese Erfahrun-
gen und weitere Projekte sollen aus-
gewertet und konstruktiv in die
Diskussion um eine zielgerichtete mo-
derne Berufsorientierung in und au-
ßerhalb von Schule eingehen. Jun-
gen sollen die Möglichkeit erhalten,
Chancengleichheit und Rollenviel-
falt als persönlichen Gewinn für das
spätere Leben zu erfahren.

Aktueller Projektstand

Netzwerk: Das bis dato aufgebaute
Netzwerk umfasst bundesweit 27 Ini-
tiativen, die zu den Themenschwer-
punkten Berufswahlorientierung,
Rollenvorstellungen und Vermittlung
von Sozialkompetenz Angebote für
Jungen bereitstellen und sich als An-
sprechpartner für Interessierte zur
Verfügung stellen. Ziel ist, die Anzahl
der regionalen Initiativen im Netz-
werk kontinuierlich zu erhöhen. Ein
erstes Vernetzungstreffen fand Mitte
Juli 2005 in Bielefeld statt, das zweite
bundesweite Treffen findet vom 19.
bis 20. Januar 2006 in Frankfurt/
Main statt.
– Öffentlichkeitsarbeit: Zur Unterstüt-

zung der aktiven Initiativen und
Projekte werden Leitfäden zur
Durchführung von Projekten und
Angeboten in der Schule und au-
ßerschulischen Orten sowie Mate-
rialien (z.B. Infoflyer, Poster) zur
Bewerbung des Vorhabens bis Früh-
jahr 2006 entwickelt und kostenlos
auf Anfrage versandt.

– Mit „Fort-Schritte wagen!“ startete
das Pilotprojekt Neue Wege für Jungs
einen bundesweiten Wettbewerb.

Mit knapp 40.000 Euro werden vor-
bildhafte Projekte und Ideen geför-
dert, die Jungen neue Wege und
Perspektiven für die Berufs- und
Lebensplanung aufzeigen. 25 x
1.500 Euro stehen bereit, um Kon-
zepte und Aktionsformen auszu-
zeichnen. Angesprochen sind
insbesondere Lehrkräfte, soziale
Fachkräfte, Berufsberatende, Fach-
kräfte der Jugendarbeit sowie El-
tern. Aber auch Unternehmen und
Betriebe sowie Jugendliche selbst
können vorbildhafte Projekte ent-
wickeln und bis zum 16. Januar 2006
einreichen. Die Entscheidung über
die Gewinnerinnen und Gewinner
trifft eine Fachjury. Am 17. Februar
2006 findet die feierliche Preisver-
leihung in Berlin statt. Die promi-
nenten Paten Ralf Zacherl, Kars-
ten Blumenthal und Thomas
Gesterkamp vergeben zusätzlich
drei Sachpreise für besonders in-
novative Ideen. Teilnahmebedin-
gungen sowie weitere Informatio-
nen stehen im Internet unter
www.neue-wege-fuer-jungs.de/
servicebuero/wettbewerb bereit.

– Homepage: Auf der Homepage
www.neue-wege-fuer-jungs.de wer-
den Informationen zum Projekt
und Hintergrunddaten zur Verfü-
gung gestellt. Als Ideenbörse für
Aktionen mit Jungen und Anre-
gung für Interessierte bietet die
kontinuierlich wachsende Gute-Bei-
spiele-Datenbank Recherchemög-
lichkeiten. Im November 2005 wur-
de die Seiten des Projekts über 43.000
mal aufgerufen und den regelmä-
ßigen Newsletter-Service des Pro-
jekts mit aktuellen Informationen
zum Projekt und darüber hinaus
zum Themenspektrum der  Berufs-
und Lebensplanung für Jungen
abonnieren zur Zeit 314 Abonnent-
innen und Abonnenten.

Projektausblick

Anfang 2006 wird der Fachbeirat zu
seiner ersten konstituierende Sitzung
zusammen treffen. Dieser stellt eine
Art Bindeglied zwischen Politik, Wis-
senschaft, Service-Büro und fachspe-
zifischen Einrichtungen sowie Ver-
bänden dar. In ihm sind Expertinnen
und Experten aus dem Bereich der
Jugendhilfe und den Wohlfahrtsver-
bänden, den Wirtschaftsverbänden
und den Gewerkschaften, der Bun-
desagentur für Arbeit, dem Bereich

Wissenschaft und Forschung und der
außerschulischen Männer- und Jun-
genarbeit bzw. Jungenforschung ver-
treten. Weiterhin werden Kooperati-
onen mit Verbänden und Fachinsti-
tutionen angestrebt, die die Ziele des
Modellprojektes unterstützen.

Die wissenschaftliche Begleitforschung
wird eine Expertise zum aktuellen
Stand der Forschung für das Modell-
projekt erstellen sowie ein Konzept
zur Evaluierung von Programmen und
Angeboten für Jungen vorlegen. Die
Ergebnisse der Expertise werden auf
dem Vernetzungstreffen im Januar
2006 präsentiert. Die Evaluation von
Programmen erfolgt fortlaufend bis
Projektende.

Das Service-Büro

Eine Beratung bei Planung und
Umsetzung jungengerechter Aktions-
formen erfolgt durch das Service-Büro
per Telefon, eMail oder nach Bedarf
vor Ort. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Servicebüros sind ist
Montag – Freitag von 9.00-17.00Uhr
zu erreichen. Eine Präsentation der
Anliegen des Projektes auf Fachver-
anstaltungen und Messen erfolgt auf
Anfrage. Es ist beim Kompetenzzen-
trum Technik - Diversity - Chancen-
gleichheit (TeDiC) e.V. angesiedelt.

Service-Büro „Neue Wege für Jungs“,
Miguel Diaz M.A., Projektkoordination,

Doro-Thea Chwalek, Projektleitung,
Saskia Wolter, Online-Redaktion,

Christina Mersch, Öffentlichkeitsarbeit,
Wilhelm-Bertelsmann-Straße 10,

33602 Bielefeld.
Kontakt M. Diaz: Telefon 0521/106-

7360, Telefax 0521/106-7171, E-Mail:
diaz@neue-wege-fuer-jungs.de

© 2005 Kompetenzzentrum Technik - Diver-
sity - Chancengleichheit (TeDiC ) e.V.
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Die Vensterschoulen
in Holland
Eindrücke anlässlich eines Besuchs
holländischer Fachkräfte in Köln
von Juliane Kosser

Mitarbeiter/-innen des Landesju-
gendamtes Rheinland und holländi-
sche Fachkräfte von den Vensterscho-
len  (zu übersetzen als: Fensterschule
oder auch Gemeinschaftsschulen) aus
Groningen trafen sich am 24.10. und
25.10.2005 in Köln zum Thema
„Ganztägige Bildung und Betreuung
von Kindern und Jugendlichen“. Im
Zentrum stand der Vergleich zwischen
der Ganztagsschulentwicklung in
NRW und den Vensterscholen in
Groningen.

Die holländischen Fachkräfte wa-
ren nach Köln gekommen, um sich
vor Ort über die Situation in Einrich-
tungen und Schulen zu unterrichten
und auszutauschen. Der Besuch der
holländischen Gäste gab uns – d.h.
den Mitarbeiter/-innen des Landes-
jugendamtes – die Möglichkeit, Ein-
blicke in die vernetzende Arbeit von
Jugendhilfe und Schule in Nordrhein-
Westfalen zu gewähren.

Um die Bildungs- und Betreuungs-
möglichkeiten für die Kinder im Vor-
schulalter, im Grundschulalter sowie
für Kinder im Sekundar- und außer-
schulischen Bereich deutlich zu ma-
chen, besuchten wir die Martin-Lu-
ther-King Schule in Weiden, die
Gemeinschaftsgrundschule Balthasar-
straße, die Jugendfreizeitstätte St. Anna
in Ehrenfeld sowie den Kinderschutz-
bund Köln. Die Bereitschaft zur
Öffnung von Schulen sowie die kon-
krete Praxis verschiedener Kooperati-
onsformen und -anlässe  konnten an
den beiden Tagen vorgestellt werden.

Fragen zur Kooperation der Träger
von Jugendhilfeeinrichtungen mit
Schulen, zur kommunalen Organisa-
tion der Betreuungs- und Förderan-
gebote für Kinder, zur Integration
von Familien/Kindern mit Migrati-
onshintergrund und zur Einbezie-
hung der Nachbarschaft standen

immer wieder im Mittelpunkt der
gemeinsamen Gespräche. Die dabei
einfließenden Berichte unserer Gäste
über die Praxis und Angebotsformen
in Holland ließen Vergleiche zum
niederländischen und deutschen Sys-
tem zu.

Die Chancenverbesserung für Kin-
der, Optimierung der Bildungsaus-
sichten und verbesserte Rahmenbe-
dingungen für die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf der Eltern bestim-
men in Holland ebenso das Handeln
wie in Nordrhein-Westfalen. Doch
die Herangehensweise ist an einigen
Punkten eine andere.

Schulen im Sozialraum
In den Niederlanden besteht schon

seit längerer Zeit ein (Vor-)Sorgesys-
tem innerhalb der Nachbarschaft,
welches viel selbstverständlicher und
intensiver die Zusammenarbeit ver-
schiedener Akteure zulässt. Die Öff-
nung von Schule wird in Nordrhein-
Westfalen durch Initiativen und
Programme des Landes systematisch
eingeleitet. Bisher war es nicht üb-
lich, die Bildungsarbeit innerhalb der
Schule mit außerschulischen Partnern
kooperativ zu planen und zu gestal-
ten; auch die Transparenz in die sog.
„inneren Schulangelegenheiten“ war
für z.B. Jugendhilfeträger, aber auch
die Kommunenm als Schulträger in
der Regel nicht gegeben.

Unsere holländischen Gäste haben
uns von zehn Vensterscholen in Gro-
ningen berichtet, die es in zehn von
insgesamt zwölf Bezirken gibt und
die seit 1995 eingeführt werden. In
den Vensterscholen werden ca. 65%
der Kinder aus Groningen erreicht.

Die Vensterschole ist mehr als eine
Schule. Sie ist eine Kombination aus
mindestens einer Schule und vielen
weiteren „außerschulischen“ Einrich-
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tungen im Sozialraum, in dem die
Schule angesiedelt ist. Für Kinder vom
ersten bis zum 15 Lebensjahr, ihre
Eltern und andere Einwohner wird
ein gemeinschaftliches Angebot von
Unterricht, Erziehung, Gesundheits-
wesen, Musik, Sport und Spiel bereit-
gestellt. Trotzdem stehen die Kinder
im Mittelpunkt, denn für sie soll in
Verbindung mit verschiedenen Ein-
richtungen eine bessere Förderung
und Betreuung ermöglicht werden.

Die Kooperationspartner

Unterschiedliche Kooperations-
partner wie z.B.
– Grundschulen,
– weiterführenden Schulen,
– Kindertagesstätten,
– Bibliotheken,
– Beratungsstellen,
– Gesundheitszentrum,
– Sportvereine,
– Musikschulen,
– Naturmuseen,
– Kunstzentrum
und Viele mehr werden an einem
Standort auf einem Areal zusammen-
geführt, damit von allen Akteuren
aus Erziehung und Bildung an einem

einheitlichen Strang
gezogen werden kann.

Berufstätige Eltern
können von 7 Uhr bis
18 Uhr ihre Kinder in
der Vensterschole un-
terbringen und sicher
sein, dass sie gefördert
werden,  Hausaufgaben
erledigt sind und die
Freizeit der Kinder und
Jugendlichen sinnvoll
gestaltet wird. Sie kön-
nen zwischen regulä-

rer und flexibler Nachmittagsbetreu-
ung sowie einer Ferienbetreuung
wählen.

Suchen Eltern Auskunft oder Rat-
schläge über das Heranwachsen ihrer
Kinder und/oder in Erziehungsfra-
gen haben, stehen ihnen Fachkräfte
aus unterschiedlichen Einrichtungen
– Erziehungsberatung, Erwachsenen-
bildung oder auch kulturelle Vermitt-
lung für Eltern mit Migrationshin-
tergrund– in einem Gebäude zur
Verfügung, die eng miteinander ver-
zahnt arbeiten.

Auch die Zusammenarbeit mit den
Eltern stellt einen wichtigen konzep-
tionellen Baustein dar. Die Eltern wer-
den in die Gestaltung verschiedener
Aktivitäten/Angebote der Vensterscho-
len mit einbezogen (z.B. kulturelle
Angebote für Familien/Kinder mit
Migrationshintergrund.

Die Öffnung der Vensterscholen,
insbesondere durch einen architek-
tonisch einladenden Stil, und die
Vernetzung diverser Bildungseinrich-
tungen ermöglicht allen Beteiligten
(insbesondere den Eltern), Fragen,
Wünsche und Bedürfnisse offen dar-
zulegen und bei Bedarf Unterstüt-

zung zu erhalten. Vorteilhaft ist ebenso
die Zusammenarbeit der verschiede-
nen Professionen und Akteure, wenn
es darum geht, neue Ideen, Projekte
und ergänzende Hilfen zu entwickeln.

Die Organisationsstruktur

Die Organisation der Fensterschu-
len (siehe Abb. 1) übernimmt eine
Regiegruppe der Gemeinde. Deren Auf-
gabe ist:
– die Entwicklung des Konzepts der

einzelnen Vensterschole,
– die Beseitigung von Hindernissen,

die der Durchführung im Wege ste-
hen und

– die Begleitung der weiteren Ent-
wicklung und die Qualitätsüber-
wachung.
In dieser Gruppe wird ein Projekt-

leiter gewählt, der dem Schulsystem
angehört und die Aufgaben der Grup-
pe koordiniert.

Mitglieder der Regiegruppe sind
zudem Fachkräfte aus allen Organi-
sationen und Einrichtungen der ein-
zelnen Vensterschole, die sich zudem
in Planungsgruppen zusammen-
schließen. Ihre Aufgabe ist es, den
laufenden Betrieb abzustimmen und
die Durchführung von besonderen
Aktivitäten zu planen und zu beglei-
tenen. Vorsitzender einer jeden Pla-
nungsgruppe ist der Vensterschole-
Direktor (bzw. -Manager). Er begleitet
die Zusammenarbeit, koordiniert und
steuert die Entwicklung und Gestal-
tung des Konzepte der Vensterschole.
Ein Resümee

Für alle Beteiligten war der Besuch
in Köln ein voller Erfolg.

Durch die Rückmeldungen wurde
deutlich, dass unsere holländischen
Gäste den Besuch sehr genossen ha-
ben. Beeindruckend fanden sie die
Zusammenarbeit zwischen der Mar-
tin-Luther-King Schule und den ver-
schiedenen außerschulischen Part-
nern, auch aus der Wirtschaft – sowie
die Art und Weise, wie die Lehrkräfte
sich um ihre Partner bemühen. Für
uns hat der Austausch mit den Kolle-
gen/-innen aus Groningen neue Er-
kenntnisse und Anregungen gebracht
- und den Wunsch, die Vensterscho-
len bei einem Gegenbesuch demnächst
kennenklernen zu können.

Informationen zu den Vensterscholen
gibt es im Internet unter:

www.groningen.nl/vensterschool/

Kontakt: juliane.kosser@lvr.de

Abb. 1 Organisationsstruktur

Schule
Kindergarten
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Der Europäische Pakt für die Jugend
als Teil der Lissabonstrategie

Der Europäische Pakt für die Ju-
gend hat das erklärte Ziel, alle jungen
Menschen gesellschaftlich und be-
ruflich zu integrieren und die Rah-
menbedingung für Familiengründun-
gen zu verbessern. Er wurde im
November 2004 von den vier Regie-
rungschefs Frankreichs, Spaniens,
Schwedens und Deutschlands ins
Leben gerufen und vom Europäischen
Rat in Brüssel im März 2005 als fester
Bestandteil in die erneuerte Lissabon-
strategie, Europa zum stärksten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen,
aufgenommen. Die Arbeitsgemein-
schaft für Jugendhilfe (AGJ) begrüßt
den Europäischen Pakt für die Ju-
gend ausdrücklich, bedeutet dieser
doch eine erstmalige jugendpoliti-
sche Befassung des höchsten Ent-
scheidungsgremiums der EU und die
Verankerung von ausdrücklich jugend-
spezifischen Zielen in die zentrale
längerfristige europäische Politikstra-
tegie von Lissabon. (...)

Der Europäische Pakt für die Ju-
gend bietet aus Sicht der AGJ die
Chance, mit einem integrierten stra-
tegischen Konzept einen jugendpoli-
tischen Querschnittsansatz, wie er
auch bereits im Rahmen der jugend-
politischen Zusammenarbeit („Weiß-
buchprozess“) als notwendig erach-
tet wurde, auf EU-Ebene zu stärken
und politisch zu verankern. Die Ein-
beziehung der Jugend bei der Umset-
zung der nationalen Lissabon-Reform-
programme kann zukunftsgerichtet
dazu beitragen, eine stärker an den
Bedürfnissen junger Menschen ori-
entierte europäische Gesellschaft zu
entwickeln.

Die Umsetzung des Jugendpaktes
aus europäischer Sicht

(...) Für die nächsten drei Jahre
wurden im Zusammenhang mit der

Europäischer Pakt
für die Jugend
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft
für Jugendhilfe

Lissabonstrategie folgende
primäre Handlungsfelder
festgelegt (...):

Im Bereich „Beschäfti-
gung, Integration, sozialer
Aufstieg“ sollen die Mit-
gliedstaaten in folgender
Richtung tätig werden:
– die Jugendarbeitslosigkeit

verringern,
– Beschäftigungspfade öff-

nen,
– personalisierte Aktions-

pläne mit Unterstützung
bei der Arbeitssuche, Be-
ratung und Weiterbil-
dung entwickeln,

– die Lage besonders be-
nachteiligter Jugend-
licher verbessern, insbe-
sondere  der in Armut
lebenden Jugendlichen, sowie die
Initiativen zur Verhinderung des
Schulabbruchs vorrangig zu behan-
deln.
In der Aktionslinie „allgemeine und

berufliche Bildung, Mobilität“ sind
die Mitgliedstaaten zu folgendem auf-
gefordert:
– Verringerung der Anzahl der Schul-

abbrecher
– Verbesserung des Zugangs zur Be-

rufsbildung und -ausbildung, ein-
schließlich der Lehrlingsausbildung
und der Vermittlung unternehme-
rischer Kompetenzen

– Entwicklung von Rahmenbedin-
gungen zur Unterstützung von
Transparenz sowie der Anerken-
nung von Qualifikationen und
Kompetenzen und zur Validierung
des nichtformalen und informel-
len Lernens

– Umsetzung des Europass-Beschlus-
ses durch die Mitgliedstaaten, mehr
Transparenz und Informationen
zur Verfügung stellen, um das Ar-
beiten und Studieren im Ausland
zu erleichtern

– ab 2007 Aktionen zur Verbesserung
der geografischen und beruflichen
Mobilität Jugendlicher im Zusam-
menhang mit dem europäischen
Aktionsplan Mobilität.
Im Bereich Vereinbarkeit von Be-

rufs- und Familienleben sollen die
Staaten mehr zugängliche und er-
schwingliche Kinderbetreuungsein-
richtungen von hoher Qualität so-
wie entsprechende Möglichkeiten für
die Betreuung von anderen abhängi-
gen Personen bereitstellen. Außerdem
sollen neue Formen der Arbeitsorga-
nisation entwickelt werden, wie z. B.
Gleitzeitarbeit, Telearbeit, Mutter-
schafts- und Elternurlaub usw.

Die Umsetzung des Jugendpaktes
in Deutschland

Damit der Europäische Pakt für die
Jugend zur Verbesserung der Lebens-
lagen von Kindern und Jugendli-
chen beiträgt, muss die nationalstaat-
liche Umsetzung politische und
programmatische Realität werden. Die
AGJ betont die Notwendigkeit einer
verstärkten Berücksichtigung junger
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Kinder und Jugendliche in Deutsch-
land sind von der Politik enttäuscht.
Das zeigt eine aktuelle Untersuchung
der Bertelsmann Stiftung, bei der über
12 000 Schüler/-innen im Alter von
12 bis 18 Jahren nach ihren Mitwir-
kungsmöglichkeiten und politischen
Einstellungen befragt wurden. Der
Studie zufolge sind mehr als die Hälf-
te (52,5 Prozent) der Kinder und Ju-
gendlichen mit der Politik unzufrie-
den oder sehr unzufrieden. Mehr als
zwei Drittel der Befragten (68,5 Pro-
zent) gaben an, von Politiker(inne)n
nicht ernst genommen zu werden.
Dennoch würden sich 78 Prozent der
jungen Menschen bei besseren Be-
dingungen stärker engagieren.

Die Studie identifiziert Faktoren,
mit denen die Mitwirkungsmöglich-
keiten für Kinder und Jugendliche in

den Kommunen verbessert werden
können: Wichtig seien positive Parti-
zipationserfahrungen in Schule, Ver-
ein und Kommune, umfassende
Information über Mitwirkungsmög-
lichkeiten, das Zutrauen in die eigene
Kompetenz, ein engagierter Freun-
deskreis und der eigene Wunsch, et-
was verändern zu wollen. Heribert
Meffert sieht vor allem die Kommu-
nen und die Schulen in der Pflicht:
„In diesem Erfahrungsfeld entschei-
det sich auch, welche Einstellungen
junge Menschen zu Politik und De-
mokratie entwickeln.“

Die Studie wurde unter der wissen-
schaftlichen Leitung von Prof. Rein-
hard Fatke vom Pädagogischen
Institut der Universität Zürich durch-
geführt. Sie ist Bestandteil des Projek-
tes „mitWirkung!“, das die Bertels-

Studie: Kinder und Jugendliche in
Deutschland von der Politik enttäuscht
Bertelsmann Stiftung: Mitwirkungsmöglichkeiten in
Schulen und Kommunen müssen verbessert werden 

mann Stiftung gemeinsam mit
UNICEF und dem Deutschen Kinder-
hilfswerk ins Leben gerufen hat. Ziel
dieser Initiative ist es, Kinder- und
Jugendbeteiligung zu stärken.

Kontakt: Sigrid Meinhold-Henschel,
Telefon: 05241 81-81252
E-Mail: sigrid.meinhold-

henschel@bertelsmann.de

Menschen im deutschen Lissabon-
programm und unterstreicht die
erforderliche Beteiligung von
jugend(hilfe)politischen Strukturen
und Jugendlichen an der deutschen
Programmplanung und Umsetzung.

Die AGJ empfiehlt bei der nationa-
len Umsetzung des Europäischen Pakts
für die Jugend folgendes zu berück-
sichtigen:
– Das Bundesjugendministerium soll-

te die Umsetzung des Paktes feder-
führend begleiten.

– Effekt ive
Kommunikati-
ons- und Koope-
rationsstruktu-
ren zwischen
Bund und Bun-
desländern so-
wie der kommu-
nalen Ebene, die
jeweils die Struk-
turen der Kinder-
und Jugendhilfe
berücksichtigen,
sind notwendig.
– Eine effek-
tive Beteiligung
der Bundeslän-
der an der Um-

setzung des Paktes sollte in den
Bereichen gewährleistet werden, die
in ihrem politischen Verantwor-
tungsbereich liegen.

– Die ressortübergreifende Zusam-
menarbeit sollte im Sinne des Pak-
tes gestärkt werden.

– Bei der Umsetzung des Paktes soll-
ten gemeinsam mit Jugendlichen,
Verbänden, Organisationen und
Einrichtungen ernst zu nehmende
und politisch wirksame Partizipati-
onsformen entwickelt werden.

– Die Beteiligung an der Umsetzung
des Paktes bedeutet gleichzeitig die
Beteiligung an der jährlichen Über-
prüfung der Umsetzungsfortschrit-
te der Lissabonstrategie und ggfs.
die Festlegung weiterer Handlungs-
empfehlungen. Das Verfahren soll-
te seitens der Strukturen der Kin-
der- und Jugend(hilfe)politik
begleitet werden.

– Die Inhalte und Maßnahmen zur
Umsetzung jugendpolitisch relevan-
ter Lissabonleitlinien (Jugendpakt)
sollten bei der Programmplanung
für den zukünftigen ESF-Einsatz in
Deutschland sowohl national als
auch auf Länderebene in Form von
Förderschwerpunkten ausreichend
Berücksichtigung finden.

Der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft
für Jugendhilfe, Berlin, Juni 2005

Kontakt: Arbeitsgemeinschaft für
Jugendhilfe (AGJ), Sabine Kummetat,

Mühlendamm 3, 10178 Berlin. Telefon
030/40040200, E-Mail:agj@agj.de
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EU definiert
Schlüsselkompetenzen
für Lebenslanges Lernen

Als weiteren Schritt im Arbeitspro-
gramm „Allgemeine und Berufliche
Bildung 2010“ hat die Europäische
Kommission dem Rat und dem Parla-
ment einen Vorschlag für die Defini-
tion von Schlüsselkompetenzen für
Lebenslanges Lernen vorgelegt. Das
Papier soll als „Europäischer Refe-
renzrahmen“ für den Kompetenzer-
werb dienen.

Im Rahmen des Arbeitsprogramms
„Allgemeine und berufliche Bildung
2010“, einem Teil der Lissabon-Stra-
tegie, sollten ursprünglich „Grund-
fertigkeiten“ ermittelt und der Frage
nachgegangen werden, wie diese ge-
meinsamen mit
den traditionellen
Fertigkeiten in die
Lehrpläne inte-
griert, erworben
und ein Leben lang
bewahrt werden
können. Die mit
dem Arbeitspro-
gramm befasste
Arbeitsgruppe ent-
schied sich im Ver-
lauf ihrer Arbeit für
den Begriff „Kom-
petenzen“, da die-
ser sich auf eine
Kombination aus
Kenntnissen, Fä-
higkeiten und Einstellungen bezieht,
und für den Begriff „Schlüsselkom-
petenzen“, um die von allen benötig-
ten Kompetenzen zu definieren. Der
Begriff schließt also die Grundfertig-
keiten ein, geht jedoch über sie hin-
aus. Er schließt außerdem an die
Begrifflichkeit der einschlägigen in-
ternationalen Bildungsstudien an.

Der von der Kommission nun zur
Beratung vorgelegte Vorschlag prä-
sentiert diesen europäischen Referenz-
rahmen für Schlüsselkompetenzen.
Die Arbeit will alle wesentlichen Kom-
petenzen zusammenführen und ei-
nen Kontext für weitere Schritte im
Arbeitsprogramm und für die Bil-

dungs- und Berufsbildungsprogram-
me der Gemeinschaft, einschließlich
der Validierung von Kompetenzen
und der Vergleichbarkeit von Bildungs-
ergebnissen, liefern. Die Arbeit ist eng
mit den laufenden Arbeiten zum Eu-
ropäischen Qualifikationsrahmen
und mit Initiativen, die die Transpa-
renz und die Anerkennung von Qua-
lifikationen und Kompetenzen stär-
ken sollen (z. B. Grundsätze für die
Validierung nicht formalen und in-
formellen Lernens, Leistungspunkte-
systeme) verbunden.

Das Papier definiert acht Schlüssel-
kompetenzen, die „notwendig für

den sozialen Zusammenhalt, die Be-
schäftigungsfähigkeit und die per-
sönliche Entfaltung“ sein sollen:
1.Muttersprachliche Kompetenz
2.Fremdsprachliche Kompetenz
3.Mathematische Kompetenz und

grundlegende naturwissenschaft-
lich-technische Kompetenz

4.Computerkompetenz
5.Lernkompetenz („Lernen lernen“)
6.Interpersonelle, interkulturelle und

soziale Kompetenz und Bürgerkom-
petenz

7.Unternehmerische Kompetenz
8.Kulturelle Kompetenz

Besonders interessant sind die „in-
terpersonelle, interkulturelle und so-

ziale Kompetenz und Bürgerkompe-
tenz“, die den gesamten Bereich in-
terkulturellen Lernens und politischer
Bildung umfassen. Die Kompetenzen
sollen „alle Formen von Verhalten
betreffen, die Personen ermöglichen,
in effizienter und konstruktiver Wei-
se am gesellschaftlichen und berufli-
chen Leben teilzuhaben, insbesondere
in zunehmend heterogenen Gesell-
schaften, und gegebenenfalls Kon-
flikte zu lösen. Bürgerkompetenz rüs-
tet den Einzelnen dafür, umfassend
am staatsbürgerlichen Leben teilzu-
nehmen, ausgehend von der Kennt-
nis der gesellschaftlichen und

politischen
K o n z e p t e
und Struktu-
ren und der
Verpf l ich-
tung zu ei-
ner aktiven
und demo-
kratischen
B e t e i l i -
gung.“

Der vorlie-
gende Vor-
schlag ist
zwar recht-
lich nicht
verbindlich,
dennoch ist

eine Umsetzung auf nationaler, regi-
onaler und/oder lokaler Ebene vom
Rat beschlossen. Die Kommission
fordert die Mitgliedstaaten daher auf,
dafür zu sorgen, dass alle Menschen
bis zum Ende ihrer Grund(aus)bildung
Schlüsselkompetenzen erwerben, und
ermutigt sie, im Lichte der europäi-
schen Referenzniveaus an der Beseiti-
gung von Bildungsbenachteiligun-
gen zu arbeiten. Es bleibt abzuwarten,
welche Auswirkungen das Rahmen-
werk auch in Bezug auf die Ausgestal-
tung der Europäischen Förderpro-
gramme haben wird.

 25.11.2005
www.jugendpolitikineuropa.de
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LVR
Landesjugendamt

Im Mittelpunkt der 5. Konferenz
„Praxis der Jungenarbeit“ (vom
09.12.2004) stand der Blick auf „Jun-
gen und Schule“. Dieses Thema ergab
sich 2004 für alle, die in Jugendhilfe
und Schule in NRW unterwegs sind,
in mehrfacher Hinsicht.
– Eine wichtige Rolle spielt die histo-

rische Entwicklung von Jungenar-
beit. Anfragen nach Angeboten für
Schüler aus dem Bereich Schule,
insb. von engagierten Lehrerinnen,
sind ein wichtiger Impuls für ge-
schlechtsbezogene Praxis.

– Nach der letzten Shell-Jugendstu-
die und den Ergebnissen der PISA-
Studie werden nunmehr Jungs als
das benachteiligte Geschlecht in
Schule angesehen.

– Der systematische Ausbau der Offe-
nen Ganztagsschule im Primarbe-
reich , aber auch die Verankerung
der Kooperation im Jugendförder-
gesetz NRW bedeutet, dass Jugend-
hilfeangebote auch in der Schule
oder schulnah stattfinden sollen.

– Jungen brauchen von früh ab
männliche erwachsene Bezugsper-
sonen und Vorbilder. Mit Blick auf
das Phänomen „abwesender Vä-
ter“, aber auch wegen des Fehlens
männlicher Fach- und Lehrkräfte
in Kindertagesstätten und im Prim-
arbereich sind deshalb zwingend
geschlechtsbezogene Angebote für
Jungen von außerschulischen Fach-
männern erforderlich.
Sowohl Lehr- als auch Fachkräfte

sollten sich also gefordert sehen, die
Jungs als Schüler in den Blick zu
nehmen und hier nach Zugängen zu
suchen, nach Angeboten und Lern-
hilfen mit Blick auf die Fragen und
Probleme, die Jungen machen – vor
allem aber mit Blick auf die Fragen
und Probleme, die Jungen im Lern-
und Lebensraum Schule haben.

Das verdeutlicht auch der doku-
mentierte Fachbeitrag von Prof. Dr.
Ulf Preuss-Lausitz vom Institut für
Erziehungswissenschaft der TU Ber-
lin, der Antworten auf die Fragen
bietet: Wie werden Jungen in der

„Jungs den ganzen Tag in der
Schule: (Wie) Geht das?“
Dokumentation der Konferenz „Praxis der
Jungenarbeit 5“ erschienen

Schule wahrgenommen? An welchen
Schulstrukturen, an welchen schuli-
schen Kulturmerkmalen können
(müssen?) sie scheitern? Warum ent-
wickeln sie sich immer mehr zu Verlie-
rern des Systems Schule? Mit seinen
pädagogischen Schlussfolgerungen
skizziert er das Bild einer jungen-
freundlichen Schule und macht auf
notwendige Reformen innerhalb von
Schule aufmerksam. – Dass von schu-
lischer Seite in NRW entsprechende
Initiativen bereits stattfinden, zeigen
die im Anhang dokumentierten Bei-
träge zur „Schule im Gender Main-
streaming“.

Der Beitrag von Prof. Dr. Ulf Preuss-
Lausitz liefert zugleich Hinweise dar-
auf, welche außerunterrichtlichen
Angebote Jungs brauchen, was Jun-
genarbeit also in der Kooperation
mit Schule anbieten kann und muss,
sei es im Lern- und Lebensraum Schu-
le – oder aber an anderen Lern- und
Erfahrungsräumen. Wie hier konkre-
te Praxis aussehen kann, verdeutli-
chen die Beiträge der Foren zu:
– Der Aachener Boys’ Day – alterna-

tive Berufsbilder für Schüler.
– Jungs in der Hauptschule – Erfah-

rungen aus dem Projekt „Lecker
Schule Klausen“.

– Jungenkonferenzen in der Schule –
Partizipation geschlechtsspezifisch
gestalten.

– Jungenarbeit in der Offenen Ganz-
tagsgrundschule.

– „Willste wat?!“ – Selbstbehauptung
und Konflikttraining für Jungen
an Schulen.
Die Dokumentation bietet wichti-

ge Anregungen und Hilfestellungen
für Alle, die bereits miteinander ge-
schlechtsbezogene Angebote planen
und durchführen – und ist zugleich
ein Impuls für neue Kooperationen,
um den Anforderungen und Bedar-
fen von Jungen und Schülern besser
gerecht zu werden.
Bezug gegen einen Kostenbeitrag von

5,- Euro bei: LVR, Dez. 4 „Schule,
Jugend“, Frau Breyer, 50663 Köln

E-Mail: hendrika.breyer@lvr.de
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Der logopädische Dienst einer rhei-
nischen Großstadt schätzt, dass
inzwischen fast jedes dritte Vorschul-
kind Sprachauffälligkeiten zeigt, oft
behandlungsbedürftige.

In den rheinischen Förderschulen
für Sprachbehinderte steigen die Schü-
lerzahlen sprunghaft an.

Diese Entwicklungen geben Anlass
zur Sorge, denn auf Grund der zen-
tralen Bedeutung sprachlicher Fähig-
keiten für die soziale Rolle, das Selbst-
wertgefühl und die schulische
Laufbahn ist Sprechen eine, vielleicht
die  Kernkompetenz, die über Leis-
tungsfähigkeit, Erfolg und Glück im
Leben junger Menschen entscheidet.

Tagung „Kind & Sprache“
Über die Notwendigkeit früher Hilfen bei Sprachproblemen
Eine Veranstaltung des Dez. „Schulen, Jugend“ im Landschaftsverband Rheinland
am 14.3.2006 (13.00 bis ca. 19.30) in Köln

Nehmen Sprachprobleme wirklich
zu?
Wenn ja, warum?
Wie und wo finden Betroffene Hilfe?
Decken die Hilfsangebote den
Bedarf und stimmt die Qualität?

 Die Tagung  „Kind & Sprache“
wird zentrale Inhalte zum Themen-
kreis Sprachentwicklung / Sprachstö-
rungen aufgreifen und einen Über-
blick geben über die Bedingungen,
die betroffene Kinder, Jugendliche
und Ihre Angehörigen aktuell vor-
finden.

Fachleute aus unterschiedlichen Be-
rufen und Funktionen werden einen

Lesekompetenz für das 21. Jahrhundert
Bildungspartner NRW Bibliothek und Schule

Schulministerin Barbara Sommer
und Claus Hamacher, Beigeordneter
im Schul- und Kulturausschuss des
Städte- und Gemeindebundes Nord-
rhein-Westfalen, eröffneten heute in
Dortmund den Kongress „Lesen. Ler-
nen.“ Der Veranstalter Medienbera-
tung NRW – ein gemeinsames
Angebot der Landschaftsverbände
Rheinland und Westfalen-Lippe –
hatte in das Kongresszentrum der
Westfalenhallen geladen. Etwa 700
Lehrer, politische Entscheidungsträ-
ger, Beschäftigte aus Bibliotheken,
Medienzentren und kommunalen
Kultur- und Schulverwaltungen nutz-
ten die Gelegenheit zum Berufe über-
greifenden Dialog.

Wolfgang Vaupel, Geschäftsführer
der Medienberatung NRW, stellte die
Initiative Bildungspartner NRW vor
und betonte die Chancen für besse-
res und spannendes Lernen durch
systematische lokale Kooperation von
Bibliotheken und Schulen. Zentrales
Anliegen der landesweiten Initiative
ist die Verbesserung der Lese-, Infor-
mations- und Medienkompetenz jun-
ger Menschen in NRW.

Ministerin Sommer zeigte sich über-
zeugt, dass die nordrhein-westfäli-

Einblick in ihre Praxis gewähren und
über ihre Erfahrungen berichten.

Gespräche mit den Referenten und
eine Diskussionsphase bieten den Teil-
nehmer/Innen Gelegenheit, gemein-
sam auf die Suche nach neuen Ideen
und Forderungen zur Verbesserung
der Hilfeformen, nach weiteren Koo-
perationsmöglichkeiten oder zu ei-
ner noch besseren Prävention zu ge-
hen.

 Dazu laden wir Fach- und Lehr-
kräfte aus Jugendhilfe und Schule
herzlich ein!

Infos & Kontakt: LVR, Peter Möller
Telefon 0221/809-6311, E-Mail:

peter.moeller@lvr.de

schen Schüler beim übernächsten
PISA-Test 2009 deutlich besser ab-
schneiden werden. Sie nannte Lese-
fähigkeit den Schlüssel zur Schatz-
kammer der Wissensgesellschaft. „Ich
halte die Unterscheidung zwischen
neuen und alten Medien nicht mehr
für richtig“, so Sommer.

Spontanen Szenenapplaus bekam
Claus Hamacher für seine Rezitation
des Anfangsgedichts aus „Herr der
Ringe“ zum Einstieg in seinen Vor-
trag. Er unterstrich das Interesse der
Städte und Gemeinden an der Lese-
kompetenz ihrer Bürger, auch aus
ökonomischen Gründen. Prof. Betti-
na Hurrelmann von der Universität
Köln ging der Frage nach „Wie Kevin
zum Leser werden könnte.“ Sie for-
derte vielfältige Leseanlässe in ver-
schiedenen Medien und in allen
Schulfächern, um leseferne Kinder
und Jugendliche zu erreichen.

Grosses Echo fand die Aktion 2:42
Literatur-Tracks. Popmusiker lesen
Sequenzen aus ihren Lieblingsroma-
nen und stellen diese im Internet
zum kostenlosen Download bereit.
Damit spricht die Initiative Bildungs-
partner NRW vor allem bildungsfer-
ne Jugendliche an.

In 20 praxisorientierten Semina-
ren, Vorträgen und Präsentationen
informierten sich die Teilnehmer über
neue und kreative Ideen für Leseför-
derung und Medienbildung. Die Re-
daktion Bildung des WDR – Koopera-
tionspartner des Kongresses – stellte
die neue Produktion „SOS - Wer hilft
den Speedonauten“ zur Förderung
der Lese- und Schreibkompetenz vor.

Demnächst wird eine Tagungsdo-
kumentation mit Videosequenzen
aller Impulsvorträge aus dem Plenum
unter www.bildungspartner.nrw.de
zum Download zur Verfügung ste-
hen. Schon jetzt sind erste Fotos zum
Kongress im Pressebereich der Websi-
te zu sehen.

Kontakt: Medienberatung NRW,
Medienzentrum Rheinland, Bernd

Baumgart, Tel. 02 11 / 89-21 478,
baumgar t@medienberatung.nrw.de

www.lvr.de, 17.11.2005
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„Kinder unter drei Jahren – Mythos
oder Auftrag?“

Möglichst viele Betreuungsplätze
um die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu sichern ist das eine, Bil-
dungsqualität zu steigern, um Förde-
rungsmöglichkeiten und Chancen-
gerechtigkeit zu verbessern, ist das
andere. Diese beiden Positionen soll-
ten nicht miteinander verrechnet wer-
den. Zugegeben, das Geld wird immer
knapper und die Forderung nach
Bürokratieabbau muss als probates
Mittel akzeptiert werden. In der Ab-
wägung sollten aber eher die für den
Betrieb für Kindertageseinrichtungen
relevanten Standards in den Berei-
chen Brand- und Hygieneschutz als
diejenigen für Gruppengrößen und
Qualifikation des Personals hinter-
fragt werden. Die Gewichtung, die
Eltern und Bürgermeister aus meiner
Sicht vornehmen sollten, dürfte nach-
vollziehbar sein. Wofür setzen Sie
sich ein?

Michael Mertens
Leiter des Dez. „Schulen, Jugend“

im LVR

Aus dem Inhalt von Heft 4/05:

Zum Schwerpunktthema:
– Bildung, Erziehung, Betreuung für

Kinder unter drei
– Kindergarten für 2 bis 6jährige
– Tagesbetreuung – Haus für Kinder

– TAG und KICK
– Kindertagespflege

Außerdem im Heft: Neues aus dem
Landesjugendamt, aus dem Landes-
jugendhilfeausschuss, zur Offenen
Ganztagsschule im Primarbereich (Ju-
gendhilfe: „Wir verändern die Schu-
le und schaffen uns ab“; „Kinder
brauchen mehr als Unterricht“), In-
fos und Praxisberichte rund um die

Jugendhilfe (u.a. „Zusammenarbeit
von Kita und Industrie“; „Grenzfall
Jugendhilfe“; „Motivia – ein Hilfe-
projekt für Schulverweigerer“; „ Ge-
sundheitsförderung im sozialen
Brennpunkt“), Rezensionen.

Kontakt: Christoph Gilles, Tel.: 0221/
809-6253 christoph.gilles@lvr.de

Download unter: www.jugend.lvr.de
(Publikationen)
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